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Er hat es wieder geschafft: Silvio Berlusconi am Dienstag in der italienischen Abgeordnetenkammer. Die Anhänger des Ministerprä­
sidenten wehrten mit 314 zu 311 Stimmen ein Misstrauensvotum der Opposition ab. Foto a fp

Niederlage für Fini 
im Machtkampf gegen Berlusconi
Der italienische Ministerpräsident übersteht Misstrauensvotum / Krawalle in Rom

Assange gegen 
Kaution aus 
Haft entlassen
Lt. LONDON, 14. Dezember. Der Wi- 
kileaks-Gründer Julian Assange ist un­
ter Auflagen aus der Untersuchungs­
haft in London entlassen worden, bis 
in der Hauptsache über den Ausliefe­
rungsantrag der schwedischen Justiz 
gegen ihn entschieden ist. Gegen As­
sange wird von den Justizbehörden in 
Stockholm wegen des Vorwurfs ermit­
telt, mehrere Sexualdelikte, unter ande­
rem Vergewaltigung und sexuelle Nöti­
gung, an zwei Frauen begangen zu ha­
ben, mit denen er zunächst einver­
nehmlich Bekanntschaft schloss. As­
sange hatte sich in London der Polizei 
gestellt, nachdem die schwedischen Be­
hörden einen europäischen Haftbefehl 
gegen ihn erlassen hatten. Ein Londo­
ner Amtsgericht nahm ihn daraufhin 
n der vergangenen Woche in Ausliefe­

rungshaft. In einem zweiten Anhö­
rungstermin boten bekannte Persön­
lichkeiten der Londoner Society, unter 
ihnen Jemima Khan und der Regisseur 
Ken Loach, am Dienstag insgesamt 
mehr als 200 000 Euro Kaution für As- 
sanges Freilassung. Assanges Londo­
ner Anwalt bezweifelte am Dienstag 
vor Gericht, dass die Vorwürfe aus 
Schweden vor britischen Behörden aus­
reichen könnten, um zu einer Anklage 
wegen Vergewaltigung zu führen. Un­
klar war zunächst, ob die schwedische 
Justiz gegen diese Entscheidung Beru­
fung beim High Court einlegen wird. 
(Siehe auch Feuilleton, Seite 29.)

Heute
Höchststrafe
Kartoffel

In Island gibt es gleich dreizehn 
verschiedene W eihnachtsmänner.
Im W ettbewerb m it Santa Claus 
ist ihre Anpassungsfähigkeit gefragt. 
Deutschland und die Welt, Seite 9

Armer Glücksritter
Das Ende der Sowjetunion hat einigen 
Männern Reichtum und Einfluss ver­
schafft. Einer dieser Oligarchen hat es 
sich mit Wladimir Putin verscherzt. 
Wiedef wird über Michail Chodor- 
kowskij gerichtet. Politik, Seite 3

Rückschlag für Obama
Ein Bundesrichter hat die Gesund­
heitsreform für verfassungswidrig er­
klärt. Der Kongress dürfe die Ameri­
kaner nicht un ter Strafandrohung 
zwingen, eine Krankenversicherung 
zu kaufen. Politik, Seite 5

Arbeitnehmer immer stärker
Fachkräftemangel schafft Probleme, 
mancher ostdeutsche Betrieb will so­
gar wieder Tariflohn zahlen. Aber für 
"eringqualifizierte bleibt es schwie­

lig. Ob die Gewerkschaften davon pro­
fitieren können? Wirtschaft, Seite 13

Der zweite Anlauf
Für seine Stiftung will der quer­
schnittsgelähmte Turner Ronny Zies- 
m er Millionen sammeln, er möchte 
Forschung mit der Praxis verbinden 
sowie durch Authentizität und Kom­
petenz überzeugen. Sport, Seite 27

Fehler im System
Aus der angeblichen „Sammlung 
Jägers“ gibt es noch mehr Fälschun­
gen, als bisher gedacht, und es 
liegen erste Untersuchungsergebnis­
se zu den G em älden aus dem  Kunst- 
'kanda l vor. Feuilleton, Seite 31

Jean Genet, das Monstrum
Muss m an ihn verbrennen? Immer­
hin hat sich der D ichter erst für die 
Jungs in W ehrm achtsuniform en er­
w ärm t und dann für die Palästinen­
ser. Was bleibt von seinem Werk? 
Geisteswissenschaften, Seite N 3

jöb. ROM, 14. Dezember. Der italienische 
Ministerpräsident Silvio Berlusconi hat 
am Dienstag ein Misstrauensvotum im Ab­
geordnetenhaus knapp überstanden. Für 
ihn stimmten 314 Parlamentarier, 311 ge­
gen ihn, zwei enthielten sich. Die Koaliti­
on aus Berlusconis „Volk der Freiheit“ 
(PdL) und der Lega Nord hat im Abgeord­
netenhaus keine Mehrheit mehr, seit der 
Präsident des Abgeordnetenhauses Gian­
franco Fini im Sommer das PdL mit einer 
Gruppe von Abgeordneten verlassen hat. 
Für Fini ist die Abstimmung eine Nieder­
lage, denn zwei Mitglieder seiner Frakti­
on „Zukunft und Freiheit für Italien“ 
(FLI) stimmten nicht mit der Opposition, 
sondern sprachen dem Ministerpräsiden­
ten das Vertrauen aus. Zuvor hatte Berlus­
coni schon im Senat bei einer von ihm her­
beigeführten Vertrauensabstimmung mit 
162 zu 135 Stimmen gesiegt.

wmu. BRÜSSEL, 14. Dezember. Die EU 
versucht vor ihrem Gipfeltreffen an die­
sem Donnerstag und Freitag, neue Dis­
kussionen über zusätzliche Rettungsak­
tionen für angeschlagene Euro-Staaten 
zu vermeiden. Außenminister Westerwel­
le sagte nach einem Treffen mit den ande­
ren Europa- oder Außenministern am 
Dienstag in Brüssel, der Gipfel werde 
sich auf die beiden lang geplanten Tages­
ordnungspunkte konzentrieren, zu de­
nen jetzt ein Beschluss erforderlich sei. 
Es handle sich erstens um die genaue For­
mulierung für die „kleine“ Änderung der 
Europäischen Verträge, die den von 2013 
an geplanten stetigen „Krisenmechanis­
mus“ juristisch absichern soll. Die Bun­
desregierung hatte auf diese Vertragsän­
derung gedrungen. Zum anderen soll die 
Funktionsweise des Krisenmechanismus 
in groben Umrissen skizziert werden. In

Öffentlicher Dienst 
will fünf Prozent mehr
rike. BERLIN, 14. Dezember. Die Be­
schäftigten im öffentlichen Dienst der 
Länder fordern eine Gehaltserhöhung um 
fünf Prozent. Ende 2009 hatten die Ge­
werkschaften für den öffentlichen Dienst 
von Bund und Kommunen ebenfalls fünf 
Prozent verlangt. „Die wirtschaftliche 
Lage ist gut“, begründete Verdi-Chef Bsirs­
ke die neue Forderung. Die Tarifrunde be­
ginnt am 4. Februar und betrifft 585000 
Angestellte, hinzu kommen 1,1 Millionen 
Beamte. (Siehe Wirtschaft, S e ite il.)

Schon währen der Abstimmung im Par­
lament haften in Rom, Mailand, Türin 
und Palermo Zehntausende Studenten ge­
gen steigenden Studiengebühren und die 
Regierung Berlusconi protestiert. Dabei 
kam es zu schweren Ausschreitungen. „Es 
geht längst nicht mehr um die Gebüh­
ren“, sagte ein Student im Fernsehen zu 
Wort: „Wir protestieren auch gegen die 
verkrustete Oligarchie Berlusconis, gegen 
Korruption und Machtmissbrauch.“ Ver­
mummte Jugendliche warfen Lack, Trä­
nengas und Knallkörper vor den Senat 
und Säcke voll Dünger vor den Wohnsitz 
Berlusconis. In Mailand besetzten sie 
kurzfristig die Börse, in Palermo die Lan­
debahn auf dem Flughafen.

Noch während der Abstimmung in der 
Kammer traf sich Berlusconi im Plenum 
mit dem Führer der oppositionellen 
christlich-demokratischen ÜDC, Pier Fer-

deutschen Regierungskreisen hieß es, im 
wesentlichen würden sich die Staats- und 
Regierungschefs dabei an die Beschlüsse 
der EU-Finanzminister halten. Diese hat­
ten vor gut zwei Wochen beschlossen, 
dass private Gläubiger an der Umschul­
dung überschuldeter Euro-Staaten nur 
von Fall zu Fall beteiligt werden sollten. 
Mit Blick auf die Vertragsänderung sagte 
Westerwelle, die Bundesregierung sehe 
noch in drei Fragen Diskussionsbedarf. 
Diese seien aber sicher lösbar. Eine ab­
schließende Entscheidung zu beiden Fra­
gen soll aber erst im März fallen.

Die Diskussion über weitere Reformen 
der Währungsunion hat sich am Dienstag 
fortgesetzt. Der Präsident der Europäi­
schen Zentralbank (EZB), Jean-Claude 
Trichet, forderte die Euro-Staaten nicht 
nur zu schärferen rechtlichen Vorkehrun­
gen gegen überhöhte Staatsverschuldung

FBI unterstützt 
Schweden
mawy. FRANKFURT, 14. Dezember. 
Nach dem Terroranschlag in Stockholm 
erhält Schweden Unterstützung aus Ame­
rika. Der Inlandsgeheimdienst Säpo teil­
te am Dienstag mit, sieben Bombenfach­
leute des FBI hätten mit Untersuchungen 
an dem verwendeten Sprengstoff begon­
nen. In Schweden wird nun auch darüber 
diskutiert, ob die Kompetenzen der Säpo 
ausreichend seien. Unter anderem wer­
den im Reichstag Abhörmaßnahmen 
erörtert. (Siehe Seite 6.)

nando Casini, und dessen Stellvertreter 
Rocco Buttiglione. Berlusconi will offen­
bar versuchen, seine Koalition vergrö­
ßern. Schon am Montag hatte er Finis 
FLI, der UDC und allen „moderaten Kräf­
ten“ angeboten, in eine neue Regierung 
unter ihm einzutreten. Fini hatte dem un­
ter der Voraussetzung zugestimmt, dass 
Berlusconi noch vor der Abstimmung zu­
rücktreten würde, um dann vom Staats­
präsidenten neuerlich mit der Regierungs­
bildung beauftragt zu werden. Diesem 
„Diktat“ aber wollte sich Berlusconi nicht 
beugen: „Ich trete auf keinen Fall zu­
rück.“

Nach der Abstimmung rief Fini seine 
Fraktion zusammen. Es hieß, es sei un­
klar, ob sich FLI als eine Bewegung der 
Mitte halten könne. Fini habe zumindest 
die „erste Herausforderung“ nichf bestan­
den. (Fortsetzung Seite 2.)

auf. Er brachte zusätzlich die Erweite­
rung des sogenannten Rettungsschirms 
für die Euro-Staaten ins Gespräch. Dieser 
ist bislang auf 750 Milliarden Euro be­
schränkt. Bislang hatten nur einzelne 
EZB-Ratsmitglieder diese Idee vertreten. 
Es wird damit gerechnet, dass Trichet sei­
ne Forderung auch auf dem Gipfeltreffen 
vorträgt. Die Bundesregierung hat ihr 
mehrmals widersprochen. In Regierungs­
kreisen hieß es am Dienstag, die Frage 
stelle sich nicht, weil bislang nur Mittel 
für Irland bereitgestellt werden müssten. 
Außerdem wäre für eine Erweiterung die 
Zustimmung aller nationalen Parlamente 
erforderlich. Das sei unrealistisch. Dage­
gen steht die Bundesregierung der Idee 
aufgeschlossener gegenüber, das Grund­
kapital der EZB zu erhöhen. (Fortsetzung 
und weiterer Bericht Seite 2, siehe Wirt­
schaft, S e ite il.)

Obama: Holbrooke ein 
Gigant der Außenpolitik
F.A.Z. W ASHINGTON, 14. Dezember. 
Mit Trauer und Bestürzung haben Politi­
ker und Diplomaten in der Welt die Nach- · 
rieht vom Tod des amerikanischen Son­
dergesandten für Afghanistan und Pakis­
tan, Richard Holbrooke, aufgenommen. 
Präsident Obama würdige Holbrooke als 
einen „wahren Giganten der amerika­
nische Außenpolitik“. Der 69 Jahre alte 
Holbrooke war am Montagabend nach 
einer Operation an der Hauptschlagader 
gestorben. (Siehe Seite 6.)

Alles gut?
Von Klaus-Dieter Frankenberger

S ilvio Berlusconi, der vielgeschmäh­
te, aber in W ahlen wiederholt be­

stätigte italienische Ministerpräsident, 
hat die Machtprobe mit der Oppositi­
on in beiden Kammern des Parla­
ments in Rom gewonnen; im Senat 
deutlich, in der Abgeordnetenkammer 
knapp -  er hat alle ihm zur Verfügung 
stehenden Register der Überzeugung 
gezogen. Zur Enttäuschung seiner al­
ten und neuen Gegner kann Berlusco­
ni weiterregieren, muss somit nicht 
bei Präsident Napolitano seinen Rück­
tritt einreichen, auf dass es zu Neuwah­
len komme. Alles gut also für den Ca­
valiere, dem scheinbar keine Affäre et­
was anhaben kann? Und für Italien?

D er Mehrheit, die ihm jetzt zum Ver­
bleib im Amt verholfen hat, kann Ber­
lusconi nicht trauen, auf sie kann er 
keine stabile Regierung bauen. Es ist 
kaum vorstellbar, dass sie die Kraft hät­
te, jene wirtschaftspolitischen Refor­
men durchzusetzen, die das Land drin­
gend braucht -  es steht schließlich un­
ter verschärfter Beobachtung der 
Märkte -  und die sie unter besseren 
Umständen nicht durchsetzen konnte 
oder wollte. Bei aller für Italien nicht 
gerade selbstverständlichen Kontinui­
tät an der Spitze -  die letzten Jahre wa-

D ie europäische Staatsschuldenkri­
se verändert das politische Macht­

gefüge zwischen Frankreich und 
Deutschland. Nicolas Sarkozy ent­
deckt zusehends, wie unsolide Staatsfi­
nanzen, aufgeschobene Strukturrefor­
men und Versäumnisse bei der Wettbe­
werbsfähigkeit seine Gestaltungsräu­
me einschränken. Solange politisch­
militärische Krisen die europäische Ta­
gesordnung bestimmten, konnte die 
Nuklearmacht Frankreich mit Veto­
recht im UN-Sicherheitsrat ihren Füh­
rungsanspruch behaupten. Präsident 
Sarkozy führte Europa aus der Verfas­
sungsgebungskrise, in die das ableh­
nende Votum der französischen W äh­
ler die EU gestürzt hatte. In engem Zu­
sammenwirken m it der Bundeskanzle­
rin ebnete Sarkozy den Weg zum Ver­
trag von Lissabon. Im russisch-georgi­
schen Konflikt tra t der französische 
Präsident als Chefvermittler auf. 
Selbst in den Anfängen der Finanzkri­
se verschaffte sich Sarkozy mit Vor­
schlägen zur Reform des internationa­
len Finanzsystems Gehör. Im Zuge der 
Eurokrise aber gerät Frankreich unver­
mittelt in die Rolle eines Zweitstärks­
ten. Vorgaben aus Berlin kann sich der 
französische Präsident -  anders als zu 
Beginn seiner Amtszeit -  nicht länger 
entziehen. Deshalb hat Sarkozy entge­
gen dem W ahlversprechen im Eiltem­
po die Finanzierung der Alterssiche­
rung reformiert, einen Sparhaushalt 
auf den Weg gebracht und weitere Re­
formen etwa zur europäischen Steuer­
harmonisierung angekündigt. Das 
stellt einen nicht zu unterschätzenden 
politischen Kraftakt dar, der Sarkozy 
im Präsidentenwahlkampf in gut ei­
nem Jahr W ählerstimmen kosten dürf­
te. Es sei an die damals mit Stirnrun­
zeln in Berlin aufgenommenen Steuer­
senkungen erinnert, mit denen Sarko­
zy 2007 einen „Wachstumsschock“ er­
zeugen wollte, oder an die „Große 
Staatsanleihe“, mit der Frankreichs 
„Zukunftsfähigkeit“ auf Kredit gesi­
chert werden sollte. Von solchen für 
die Staatsfinanzen verheerenden Aben­
teuern hat sich Sarkozy unter dem Ein­
fluss der Bundeskanzlerin abgewandt.

Der Druck der Finanzm ärkte hat 
Sarkozys Bekehrung zur deutschen 
Stabilitätskultur beschleunigt. Pre­
mierminister Fillon gestand kürzlich 
ein, dass er jeden Morgen als erstes 
die Entwicklung der Risikoaufschläge 
(Spreads) zwischen Frankreich und 
Deutschland studiere. Die Staatsschul­
denkrise w irft Frankreich in eine 
Lage zurück, die es m it Einführung 
des Euro überw unden zu haben glaub­
te. Ähnlich wie in den Jahren des 
„franc fort“ (des an die D-Mark gekop­
pelten starken Franc) ist Frankreich 
gezwungen, seine Politik am deut­
schen Modell auszurichten.

Das ruft die Gegner der gemeinsa­
men W ährung wach, die 1992 im Refe­
rendum über den Vertrag von Maas­
tricht ihr Ziel nur knapp verfehlt ha­
ben. A nnähernd 49 Prozent der Fran­
zosen stimmten damals dagegen, dass

ren verlorene Jahre. Es besteht wenig 
Aussicht, dass sich das ändern wird. 
Verloren hat freilich nicht nur die lin­
ke Opposition, die seit Jahren ein trost­
loses Bild abgibt und nur davon träu ­
men kann, ein ernsthafter Konkurrent 
um die Macht zu sein. Gescheitert ist 
auch Berlusconis langjähriger Wegge­
fährte Fini. Der Parlamentspräsident, 
der sich zum seriösen Politiker mit 
dem Anspruch auf Staatsmann gewan­
delt hat, konnte den Regierungschef, 
m it dem er sich im Sommer überwor- 
fen hatte, nicht stürzen. Als es darauf 
ankam, gingen ihm ein paar Leute von 
der Fahne. Einfach deshalb, weil Ber­
lusconi die „besseren“ m ateriellen A r­
gumente hatte?

Beruhigen wird sich die italienische 
Politik nicht. Trotz ihrer Niederlage 
wird die Opposition keine Ruhe geben 
und der Regierung und ihrem Chef hys­
terisch die Legitimität absprechen. 
Dass er sich fürs erste gerettet hat, ver­
schafft Berlusconi allenfalls eine A tem ­
pause. Schließlich freundet sich sein 
Koalitionspartner Lega Nord im m er 
mehr mit dem Gedanken an Neuwah­
len an. Käme es dazu, wäre nicht aus­
zuschließen, dass Berlusconi abermals 
eine M ehrheit erzielte, ganz dem okra­
tisch. Seine Gegner haben sich schließ­
lich schon m ehr als zweimal getäuscht. 
Bei den EU-Partnern wächst derweil 
die Sorge, dass Italiens Schwächepha­
se zum Dauerzustand wird.

sich die Europäer in einer W irtschafts­
und W ährungsunion aneinander b in ­
den. Worüber in Deutschland heute u n ­
ter dem Vorzeichen „Was wäre w enn“ 
diskutiert wird, ist in Frankreich längst 
parteipolitisch zu greifen. Die etark© 

populistische Partei am rechten Rand, 
„Front National“, hat sich einen „Aus­
stieg aus dem Euro“ in das Programm 
geschrieben. Die Tochter des Partei­
gründers, Marine Le Pen, die sich im 
Januar zur neuen Parteichefin krönen 
lassen will, wird nicht müde, die „Ent­
mündigung“ Frankreichs durch den 
Euro anzuprangern. Der Sparkurs, ge­
paart m it einer hohen Arbeitslosenra­
te, liefert den Nährboden für ihre euro­
feindliche Stimmungsmache. Gerade 
hat Marine Le Pen einen 12-Punkte- 
Plan vorgestellt für einen schrittweise

Der Präsident will Europa 
mit mehr Erfolg gestalten 
als seine Vorgänger.

erfolgenden französischen Rückzug 
aus der W ährungszone.

Aber auch auf der Linken hat die Eu­
rokrise das schwelende Unbehagen an 
der EU wieder entfacht. Bis weit in 
die Sozialistische Partei reicht das 
Spektrum derjenigen, die einen Ver­
rat am  europäischen Ideal beklagen. 
Linkspatriotische W ortführer wie der 
frühere Innenm inister Jean-Pierre 
Chevènement kritisieren den Souverä- 
nitätsverlust Frankreichs, der einem 
„deutschen Europa“ den Weg ebne. 
Kommunisten und antikapitalisti­
schen Splitterparteien geht es darum, 
die Eurozone als Ergebnis deutscher 
ordoliberaler Ideen abzuschaffen.

Das Zweckbündnis der Europakriti­
ker von rechts und links hat 2005 den 
europäischen Verfassungsvertrag im 
Referendum zu Fall gebracht. Die Er­
fahrung wirkt nach. Der Präsident 
weiß, dass europäische Errungen­
schaften nicht länger von einer siche­
ren M ehrheit in der Bevölkerung ge­
tragen werden. Sarkozy will den Fran­
zosen zeigen, dass er weiterhin Euro­
pa gestaltet. Er sucht in wechselnden 
Allianzen, mal mit, mal gegen die Bun­
deskanzlerin, seinen Führungsan­
spruch zu verteidigen. Im Frühjahr 
tra t er als Fürsprecher der südlichen 
Euro-Staaten auf, bis der Kompromiss 
über die „Rettung“ Griechenlands 
und den europäischen Rettungs­
schirm  erzielt war. In Deauville ließ er 
das Bündnis mit Berlin aufleben, um 
„autom atische“ Sanktionen gegen 
Haushaltssünder zu verhindern. In 
Freiburgwerteidigte er die Ablehnung 
von Eurobonds und Frau Merkel ge­
gen Kritik aus Luxemburg und Italien. 
Sein Ziel verliert Sarkozy nicht aus 
den Augen. Er will erreichen, was die 
französischen Väter der W ährungsuni­
on nicht durchsetzen konnten: einen 
Pakt für eine koordinierte W irt­
schafts-, Haushalts- und Steuerpolitik 
aller Länder im Euroraum.
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Berlin: Diskussionsbedarf über EU-Vertragsänderung
Westerwelle spricht von „lösbaren“ Fragen / Trichet hält Rettungsschirm für unzureichend

Sarkozys wechselnde Allianzen
Von Michaela Wiegel
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ST R E IFZ Ü G E
Helgoland

Besetzte 
Insel besetzt

Am 20. Dezember vor sechs Jahr­
zehnten fuhren zwei Studenten 

aus Heidelberg zur damals von den Bri­
ten besetzten Insel Helgoland hinüber 
und „besetzten“ sie ihrerseits. Georg 
von Hatzfeld, später ein bekannter 
deutscher Verleger und Politiker, starb 
im Jahr 2000. René Leudesdorff wurde 
Geistlicher und schrieb später sein 
Buch „Wir befreiten Helgoland“. Ihrer 
Tat widmet sich zum Jubiläum eine 
Ausstellung im Helgoländer Museum, 
die am 19. Dezember eröffnet wird.

Beide werden an diesem Tag auch 
„verdiente Bürgern der Gemeinde Hel­
goland“. Hatzfeld und Leudesdorff 
wollten mit ihrer Aktion auf eine der 
ungelösten Fragen nach dem Zweiten 
Weltkrieg aufmerksam machen. Die 
Helgoländer hatten die Insel verlassen 
müssen. Die Royal Air Force übte hier 
den Bombenabwurf. Die „Besetzung“ 
war eigentlich eine gefährliche 
Schnapsidee. Aber sie wurde internatio­
nal bekannt, weil in der nachrichtenar­
men Zeit der Weihnachtstage ausführ-

Was erkennen Sie? Foto Archiv

lieh darüber berichtet wurde, auch in 
Großbritannien. So kamen die Dinge 
in Bewegung. Übrigens waren die Stu­
denten Hubertus Prinz zu Löwenstein- 
Wertheim-Freudenberg zuvorgekom­
men, der am 29. Dezember auf Helgo­
land landete -  mit einem Amerikaner 
an Bord, um zu verhindern, dass sein 
Boot angegriffen würde. Später gab es 
einen Streit darüber, wer die Idee dazu 
hatte, Helgoland auf diese Weise wie­
der in den Blick der Öffentlichkeit zu 
bringen. Die beiden Studenten gelten 
als Begründer des zivilen Ungehor­
sams in der Bundesrepublik, wenn 
auch unfreiwillig. Am 3. Januar 1951 
holten britische Offiziere die Besetzer 
zurück. Nun begannen Verhandlungen 
zwischen Bundeskanzler Konrad Aden­
auer und dem Hochkommissar Ivone 
Kirkpatrick. Am 21. Februar 1951 be­
schloss der Verteidigungsausschuss 
des britischen Kabinetts, die Insel zum 
1. März 1952 freizugeben. An diesem 
Tag konnte der Kieler Ministerpräsi­
dent Friedrich-Wilhelm Lübke Helgo­
land offiziell in deutsche Verwaltung 
übernehmen. Die Helgoländer durften 
heimkehren. Bis heute ist der 1. März 
auf Helgoland ein Feiertag. Heute gibt 
es freilich auch die Meinung, es wäre 
besser gewesen, die Insel nicht mehr zu 
besiedeln -  wegen der Herausforderun­
gen an Küstenschutz, Versorgung, Ha­
fenanlagen und an den Tourismus, bei 
dem die Zahlen nicht mehr so gut sind 
wie früher. Aber das ist doch mehr im 
Scherz gemeint. FRANK PERGANDE

Heute
Stillhalten bei Datteln IV
Die Stadt im Ruhrgebiet macht sich 
Sorgen, dass ein neues Kohlekraft­
werk nicht fertiggebaut werden könn­
te. Seit einem  Urteil ruhen die Bau­
arbeiten, und Rot-Grün schützt den 
Koalitionsfrieden. Politik, Seite 4

Wahlfälschung im Kosovo?
Nach der Parlamentswahl haben 
m ehrere Parteien W iderspruch 
gegen das vorläufige Resultat 
angekündigt, da die Abstimmung 
von massiven Unregelmäßigkeiten 
begleitet worden sei. Politik, Seite 7

55 Jahre, verheiratet
Die Fahnder sind sich sicher, mit 
der Festnahme eines 55 Jahre alten 
Verdächtigen die beiden aufsehen­
erregenden Tötungsdelikte auf 

• Parkplätzen aufgeklärt zu haben. 
Deutschland und die Welt, Seite 9

Stühlerücken
Bundesaußenminister Guido W ester­
welle (FDP) will die Leitungsebene 
des Auswärtigen Amtes neu ordnen. 
Er ist m it seiner politischen Durch­
schlagskraft nicht rundum  zufrie­
den. Zeitgeschehen, Seite 10

Wissenschaftler
Der neue iranische Außenm inister 
Ali Akbar Salehi ist kein K arriere­
diplomat, sondern W issenschaftler. 
In Sachen Atomprogramm wird er 
stärker Ahmadineschads M einungen 
vertreten. Zeitgeschehen, Seite 10

Gefährliche Bürgschaften
Folgte die Eurogruppe dem 
Plan ihres Vorsitzenden 
Juncker, säßen eines Tages 
nicht mehr die soliden Bürgen 
am Ruder, sondern die hoch 
verschuldeten Staaten. Mehr 
noch als die höheren Zinsen, 
welche die Bundesregierung 
im Falle gemeinsamer Euro- 
Anleihen zahlen müsste, 
fürchten deutsche Fachleute 
ein Ende der Budgetdisziplin.
Von Stefan Ruhkamp

FRANKFURT, 14. Dezember. Was Freun­
de selbst in der Not nur selten voneinan­
der verlangen würden, soll auf der Ebene 
der Staaten nun aus der Schuldenkrise 
führen: die gemeinsame Schuldenaufnah­
me. Luxemburgs Ministerpräsident Jean- 
Claude Juncker, Vorsitzender der Euro­
gruppe, fordert zusammen mit Italiens Fi­
nanzminister Mario Tremonti die Einfüh­
rung sogenannter Euro-Anleihen (auch 
„Euro-Bonds“). Die Staaten des Euro- 
Raums sollen -  so lautet der Vorschlag -  
gemeinsame Anleihen begeben und ge­
meinsam dafür haften. Das werde den fi­
nanzschwachen Staaten wieder Zugang 
zum Kapitalmarkt, also erträgliche Zin­
sen für neue Schulden verschaffen. Nicht 
die ganze Schuld solle gemeinsam finan­
ziert werden, sondern zum Beispiel der 
Betrag, der 40 oder 60 Prozent der jährli­
chen Wirtschaftsleistung des Schulden­
landes entspricht. Wer noch mehr Schul­
den aufnehmen muss, solle das wie bisher 
allein tun.

Verwirrend sind schon die Begriffe, 
denn Euro-Anleihen gibt es, seit es den 
Euro gibt. Üblicherweise sind damit ein­
fach in Euro denominierte Schuldtitel ge­
meint, die von einzelnen Unternehmen 
oder Staaten begeben werden. Selbst das 
Konzept, dass Länder gemeinsam Anlei­
hen begeben, ist nicht neu. Die deutschen 
Bundesländer arbeiten seit Jahren bei der 
Finanzierung über den Kapitalmarkt zu­
sammen. Immer wieder findet sich eine 
Gruppe zusammen und begibt gemein­
sam eine Anleihe, weil die Investoren grö­

ßere Emissionen wegen der besseren Han­
delbarkeit schätzen. Dabei haften die ein­
zelnen deutschen Länder aber immer nur 
für den Teil der Emissionssumme, der ih­
nen zufließt.

Doch ein solches Konzept schwebt Jun­
cker und Tremonti nicht vor; es würde 
den finanzschwachen Euro-Staaten auch 
nicht weiterhelfen. Eine sogenannte teil- 
schuldnerische Haftung -  jeder haftet für 
seinen Teil der Anleihe -  würde dazu füh­
ren, dass der Schuldtitel nach den Gepflo­
genheiten der Ratingagenturen die Boni­
tätsnote des schwächsten Schuldner erhal­
ten würde. In der politischen Diskussion 
sind deshalb unter den Begriffen Euro- 
Anleihen oder Euro-Bonds Anleihen ge­
meint, für die gesamtschuldnerisch gehaf­
tet wird. Jedes Land würde demnach auch 
für die Rückzahlung der Summen gerade­
stehen, die anderen zugeflossen sind.

Da die Anleihen nach diesem Szenario 
nicht mehr allein etwa von Irland, Spa­
nien oder Griechenland begeben werden, 
wäre zu erwarten, dass der Zinssatz deut­
lich unter dem liegen würde, was diese 
Länder heute bieten müssen, um Gläubi­
ger zu finden. Andererseits wäre der Zins­
satz aber so hoch, dass sich die Finanzie­
rungskosten von finanzstarken Staaten 
wie Deutschland, Finnland oder den Nie­
derlanden erhöhen würden. Jean-Claude 
Trichet, der Präsident der Europäischen 
Zentralbank, besteht zwar darauf, dass 
man Kredite oder Garantien nicht mit 
Transferzahlungen oder Subventionen 
verwechseln dürfe. Aber genau das wäre 
der wirtschaftliche Effekt einer Haftungs­
gemeinschaft: Die starken Länder wür­
den die überschuldeten mit Bürgschaften 
unterstützen. Ihren Vor- und Nachteil kön­
nen sich die Beteiligten in Euro und Cent 
ausrechnen.

Die Bundesregierung schätzt den Nach­
teil für Deutschland langfristig auf eine 
Größenordnung von jährlich 17 Milliar­
den Euro. Die Summe ergibt sich aus dem 
Abstand zwischen der durchschnittlichen 
Verzinsung aller Euro-Staatsschulden 
und der durchschnittlichen Verzinsung 
der deutschen Schuldtitel. So teuer würde 
es also für Deutschland, wenn alle Staats­
schulden in der Währungsunion eines Ta­
ges gemeinsam finanziert würden. Man 
muss dieser Schätzung, die ein taktischer 
Zug zur Vorbereitung künftiger Verhand­
lungen sein könnte, nicht blind folgen, 
aber sie verdeutlicht die Größenordnung.

Einige Banken schätzen die aus einer 
gemeinsamen Finanzierung resultieren­
den zusätzlichen Lasten niedriger ein, un­
ter anderem, weil Investoren üblicherwei­
se besonders große Anleihen schätzen. 
Eine geringere Zinslast könnte zudem er­
reicht werden, wenn die Bürgschaften der 
Staaten höher als die eigentliche Emissi­
onssumme der Anleihen wäre. Einer sol­
chen Übersicherung bedient sich auch 
der Stabilisierungsfonds EFSF, um an 
eine sehr gute Bonitätsnote und damit ge­
ringe Finanzierungskosten zu kommen. 
Doch der Kniff ist nicht kostenlos. Eine 
solche Übersicherung führt dazu, dass die 
notwendigen Bürgschaften deutlich grö­
ßer als die finanzierten Schulden sein 
müssen. Das beruhigt den Käufer der An­
leihe, dem dank der Übersicherung auch 
dann kein Nachteil entsteht, wenn einer 
der Bürgen nicht zahlen kann. Für jeden 
einzelnen Staat treibt das jedoch die maxi­
male Haftung je Anleihe in die Höhe.

So wird es der Europäische Stabilisie­
rungsfonds EFSF („European Financial 
Stability Facility“) praktizieren und hat 
sich damit ein „AAA“-Rating gesichert. 
Das ist die Bestnote, die auch Deutsch­
land trägt. Im Januar begibt der EFSF sei­
ne erste Anleihe, um die Irland zugesag­
ten Hilfskredite zu finanzieren. Für den 
gesamten Fpnds, also für die Rückzah­
lung dieser und etwaiger künftiger Anlei­
hen haftet Deutschland mit bis zu 120 Mil­
liarden Euro. Hinzu kommen die Garan­
tien der 13 anderen Staaten des Euro- 
Raums -  Griechenland und Irland sind 
hilfsbedürftig und können deshalb nicht 
bürgen.

Auch in dieser Hinsicht gibt es also ge­
wissermaßen schon eine Art „Euro-Anlei­
he“. Der deutsche Vorstandsvorsitzende 
des EFSF, Klaus Regling, hat sich bereits 
aufgeschlossen gegenüber der Idee einer 
dauerhaften gemeinsamen Finanzierung 
der Euro-Staaten gezeigt. Deutschland 
und andere Staaten fürchten aber, dass 
der Trend zur Transferunion unkontrol­
lierbar wird. Die zu erwartenden größe­
ren Zinslasten aus der gemeinsamen Fi­
nanzierung wären wohl noch am leichtes­
ten zu verschmerzen, zumal sich ein Mo­
dell finden ließe, bei dem die schwachen 
Länder einen Teil ihres Zinsvorteils wie­
derum den Starken überweisen.

Die wesentlichen Unterschiede zwi­
schen dem EFSF-Modell und der Euro-

Anleihe nach Junckers Vorstellungen 
sind die angestrebte gesamtschuldneri­
sche Haftung und der zü erwartende Auto­
matismus. Der Stabilisierungsfonds EFSF 
wird nach heutigem Recht nur tätig, wenn 
ein Land in eine finanzielle Notlage gerät 
und um Hilfe bittet. Dann müssen die Re­
gierungen der bürgenden Staaten einstim­
mig entscheiden. Manche deutschen Fach­
leute befürchten dagegen, dass für die ge­
meinsame Begebung von „Juncker-Anlei­
hen“, wenn diese jetzt eingeführt würden, 
im Sinne der Logik der europäischen Inte­
gration eines Tages Mehrheitsentschei­
dungen im Ministerrat ausreichen wür­
den. Außerdem ist heute für die Finanzie­
rung über den EFSF eine die Stabilität 
des Währungsraums bedrohende Notlage 
die Voraussetzung. Setzte Juncker sich 
durch, würden Euro-Anleihen dagegen 
laufend begeben, um die Schulden insge­
samt zu finanzieren.

Am meisten würde wohl die gesamt­
schuldnerische Haftung das europäische 
Gefüge verschieben. Denn die Kredite 
des EFSF werden nur unter strikten Aufla­
gen vergeben, die zudem vom Internatio­
nalen Währungsfonds und der Europäi­
schen Zentralbank überwacht werden. 
Mit der Kreditaufnahme verpflichten sich 
die Schuldner, ihren Haushalt in Ordnung 
zu bringen. Verstoßen sie gegen die Aufla­
gen, fließen keine neuen Hilfskredite und 
es tritt der Zustand ein, den die Regierun­
gen vermeiden wollten: die Zahlungsunfä­
higkeit. Auch für gewöhnlich unsolide 
wirtschaftende Staaten ist das eine diszip­
linierende Drohung.

Mit der gesamtschuldnerischen Haf­
tung würde diese Sanktion jedoch aufge- 
geben. Es würde sich im Gegenteil eine 
zusätzliche Bindung ergeben. Denn je grö­
ßer der Schuldenberg finanzschwacher 
Länder wird, für den stärkere Länder wie 
Deutschland haften, desto größer würde 
das Drohpotential der Schuldner. Die Ein­
stellung der Zahlung könnte dann auch 
die finanzstärkeren Länder bedrohen. 
Denn finanzschwache Länder könnten 
die Begebung neuer Euro-Anleihen mit 
der Drohung erzwingen, dass die anderen­
falls alte Schulden aus gemeinsamen An­
leihen nicht bedienen könnten. So könnte 
die gesamtschuldnerische Haftung die 
Währungsunion auf den Kopf stellen: Am 
Steuer säßen nicht länger die Bürgen, son­
dern die hochverschuldeten Staaten.
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Diskussionsbedarf 
auf EU-Gipfel
Wenn die Zentralbank dieses Anliegen 
an die Staats- und Regierungschefs her­
antrage, werde sie die Bundesregie­
rung „positiv begleiten“, sagte ein ho­
her Regierungsbeamter in Berlin. Wes­
terwelle wiederholte in Brüssel die 
deutsche Ablehnung des Vorschlags, in 
der Eurogruppe künftig gemeinsame 
Anleihen zu begeben. „Wenn einige 
Länder für die Schulden von ganz Euro­
pa geradestehen sollen, dann hat das 
nur den Effekt, dass der Anreiz, auch 
sparsam zu wirtschaften, dramatisch 
nachlässt“, sagte der Minister.

EU-Ratspräsident Van Rompuy hat 
in einem ersten Vorschlag eine zwei 
Sätze umfassende Fassung für die Ver­
tragsänderung vorgeschlagen. Sie lau­
tet: „Die Mitgliedstaaten, deren Wäh­
rung der Euro ist, können einen Stabili­
tätsmechanismus schaffen, um die Sta­
bilität der Euro-Zone als Ganzes zu si­
chern. Die Bewilligung finanzieller Hil­
fen wird unter strikte Bedingungen ge­
stellt.“ In Regierungskreisen hieß es, 
dieser Entwurf solle „nicht wesentlich 
länger werden“. Allerdings wolle die 
Bundesregierung gesichert wissen, 
dass sich die EU in drei Fragen einig 
sei. Erstens, so erläuterte Westerwelle, 
dürfe der künftige Mechanismus nur 
als letztes Mittel in Anspruch genom­
men werden, wenn die Währung insge­
samt bedroht sei. Anderweitige Ret­
tungsaktionen für einzelne Länder 
dürften damit nicht legitimiert wer­
den. Zweitens dürfe über die Gewäh­
rung von Finanzhilfen nur einstimmig 
entschieden werden. Drittens dürfe 
die Einbeziehung privater Gläubiger 
von 2013 an, wie sie die Finanzminis­
ter beschlossen hatten, nicht mehr in 
Frage gestellt werden.

In Berlin wird befürchtet, dass ein­
zelne Länder dieses „Paket“ noch ein­
mal aufschnüren wollen. Die Vertrags­
änderung sei noch nicht in trockenen 
Tüchern, hieß es in Regierungskrei­
sen. Westerwelle wollte zu den offe­
nen Punkten keine Stellung nehmen. 
Er sagte lediglich, er habe für seine Po­
sition von vielen Ländern Unterstüt­
zung erfahren. „Der Eindruck, dass 
Deutschland in der EU alleine steht, 
ist völlig falsch.“
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Niederlage für Fini -  Mehrheit für Berlusconi -  Krawalle in Rom
Fini wurde offenbar vorgehalten, dass es 
ihm weder gelungen sei, Berlusconi zu 
stürzen noch seine Gruppe zusammenzu­
halten. Die Fini-Parlamentarierin Katia 
Polidori, die für Berlusconi stimmte, wur­
de als „Verräterin“ beschimpft. Wegen 
ihr war es war es in der Kammer zu ei­
nem Handgemenge zwischen „Finia- 
nern“ und Abgeordneten von Berlusco­
nis Koalitionspartner „Lega Nord“ ge­
kommen. Fini sagte nach der Abstim­
mung, Berlusconi habe nur „numerisch“ 
gesiegt. „Er kann nicht sagen, dass er ge­
wonnen hat. Das wird sich auf dem weite­
ren politischen Weg zeigen.“

Der Präsident der Region Apulien, Nik­
ki Vendola, der zu einer kleinen linken 
Partei gehört, sprach vom Ende der „neu­
en Mitte“: „Die gibt es nicht.“ Die Abge­
ordnete der oppositionellen Demokrati­
schen Partei (PD), Laura Garavini, sagte: 
„Das ist kein politischer Erfolg für Berlus­
coni, sondern ein erkaufter Sieg.“ Eine 
Handvoll Abgeordneter habe den Ver­
sprechungen von Berlusconi nicht wider­
stehen können. „Mit dieser hauchdünnen 
Mehrheit aber hat die Regierungskoaliti­
on keine Zukunft.“ Auch wenn Berlusco­
ni versuche, seine Koalition zu erwei­
tern, seien deren innere Widersprüche so 
groß, dass keine handlungsfähige Regie­
rung zustande kommen werde.

Verteidigungsminister Ignazio La Rus- 
sa, der einst ein Parteigänger von Finis in 
der „Alleanza Nazionale“, bevor diese 
das Bündnis mit Berlusconis „Forzia Ita- 
lia“ einging, bezichtigte die Anhänger Krawalle in Rom: Demonstranten prügeln au f einen Polizisten ein, der sich kurz darauf retten kann. Foto AFP

von Finis FLI des „Verrats“. Sie seien ge­
gen den Willen der Wähler aus der ge­
meinsamen Partei „Volk der Freiheit“ 
(PdL) ausgestiegen, um mit „den Extre­
misten“ der Opposition beim PD gemein­
same Sache zu machen. Andererseits lie­
ge es jetzt an FLI und UDC, ob sie bereit 
seien, in eine breitere Koalition einzustei­
gen, sagte La Russa. Indes forderte der 
Führer von Berlusconis Koalitionspart­
ner Lega Nord, Umberto Bossi, eine vor­
gezogene Wahl: „Das ist ein Chaos. Die 
einzige Lösung sind Neuwahlen.“ Wer 
dieses Parlament im Fernsehen miterle­
be, wende sich von der Politik ab. Der 
Vorsitzende der oppositionellen PD Pier 
Luigi Bersani sagte, Italien sei Berlusco­
nis Regierung „müde und will den Wan­
del“.

In den vergangenen Wochen hatte Fini 
versucht, einen „dritten Pol“ zu begrün­
den, eine „neue Mitte“, in der seine FLI 
und vor allem die Christdemokraten 
(UDC) Zusammenwirken sollten. FLI ist 
eine Abspaltung des PdL. Fini gründete 
sie im Sommer, nachdem ihn Berlusconi 
aus dem PdL hinausgeworfen hatte. Die 
FLI sah sich jedoch auch danach zu­
nächst noch als Teil von Berlusconis 
Mehrheit, bis sie sich nun entschloss, mit 
der UDC in der Mitte und der linken Op­
position links davon Berlusconi das Ver­
trauen zu entziehen. Gleichwohl will Ber­
lusconi offenbar weiterhin mit beider, 
also auch mit dem als „Verräter“ be­
schimpften Fini, seine Koalition vergrö­
ßern.

STIM M EN  DER A N D ER EN
Nichts mehr läuft rund in Italien
Die Tageszeitung „La Croix“ (Paris) schreibt zur poli­
tischen und allgemeinen Krise in Italien:

„In Italien läuft kaum noch etwas rund. Das Land ist ei­
nes der am höchsten verschuldeten Europas. Die Unter­
nehmen tun sich schwer, wie vor kurzem Fiat-Chef Ser­
gio Marchionne bekannte -  und meinte, seinem Konzern 
ginge es besser, ,wenn er sich von Italien trennen könn­
te1. Das Land leidet unter zunehmendem Bevölkerungs­
schwund. Umso größer wird der Bedarf an ausländi­
schen Fachkräften. Was wiederum starke soziale Span­
nungen schafft, so wie bereits das bestehende italieni­
sche Wohlstandsgefälle zwischen Nord und Süd . . .  Italie­
ner sind schnell aufgebracht wegen der über sie im Aus­
land bestehenden Klischees. Nicht ganz unbegründet se­
hen sie Herablassung darin. Dabei hätten sie sonst kei­
nen Grund, so zu reagieren. Denn groß ist Italiens Freun­
deskreis, der traurig darüber ist, dass es von einer kaum 
zu empfehlenden Persönlichkeit repräsentiert wird.“

Politik als tragikomisches Spektakel
Die Wiener Tageszeitung „Die Presse“ meint dazu: 

„Italiens Politiker waren wohl immer von der Realität 
ihrer Bevölkerung entfernt, aber seit Jahrzehnten war 
die Entfremdung nicht so groß wie jetzt: Während der 
Schuldenberg wächst und die Jugendarbeitslosigkeit 
EU-Rekordwerte erreicht, werden in den Villen des Pre­
miers ausschweifende Feste gefeiert, in den Machtkorri­
doren Intrigen geschmiedet und fast täglich neue Bünd­
nisse geschlossen. Kein Wunder, dass für viele Politik in­
zwischen nur noch ein tragikomisches Spektakel ist, mit 
Berlusconi als dem begabtesten Protagonisten.“

Die Schweden wollen keinen Überwachungsstaat
Die Tageszeitung „Svenska Dagbladet“ (Stockholm) 
äußert zur Überwachung gewaltbereiter Radikalisla­
misten wie dem Stockholmer Selbstmordattentäter: 

„Nach dem Stockholmer Selbstmordattentat fragte ein 
Journalist die Sicherheitspolizei, ob sie denn nicht auch 
Facebook überwache. Keine dumme Frage, denn der 
Selbstmord-Bomber hatte hier seine Radikalisierung of­
fenbart . . .  Wir wollen aber keine Gesellschaft, in der 
die Polizei Facebook nach unangenehmen oder provozie­
renden Ansichten durchkämmt. Eine derart totale Kon­
trolle wäre für eine offene und freie Gesellschaft nicht 
hinnehmbar . . .  Wir haben keinen Überwachungsstaat.“

Das Klima als politische Schnecke
Zum Ergebnis des Weltklimagipfels jüngst in Mexiko 
heißt es in der „Basler Zeitung“:

„Bei Lichte besehen ist die Gipfel-Ausbeu­
t e . . .  mehr als bescheiden. Was die Begrenzung der Kli­
ma-Erwärmung angeht, musste man offenbar noch­
mals zurück an den Start: Zunächst einmal galt es, ei­
nen Konsens darüber zu finden, wozu man sich denn 
überhaupt immer wieder die Mühe eines weiteren einwö­
chigen Sitzungsmarathons mache: Seit wie vielen Jahren 
gilt nun das Zwei-Grad-Ziel unter Experten als Gemein­
platz, als weitherum akzeptierte Zielvorgabe für den poli­
tischen Prozess? Egal, in Cancün wurde eine Woche lang 
vor allem darum gerungen, die Obergrenze von zwei 
Grad endlich verbindlich festzuschreiben . . .  Das Pro­
blem ist zunehmend die Zeit. Wenn so weiterverhandelt 
wird wie im Moment, dann finden wir womöglich eine 
Lösung, die der Welt dann gar nichts mehr nützt.“

Guttenberg sollte es nicht zu weit treiben
Die „Leipziger Volkszeitung“ befasst sich mit der A f­
ghanistan-Reise des Ehepaars zu Guttenberg:

„Sicherlich erhöht es den PR-Faktor gewaltig, dass 
Verteidigungsminister zu Guttenberg seine attraktive 
und TV-erprobte Frau in der Rolle der besorgten Solda­
tenmutter mit nach Afghanistan nahm. Schließlich sind 
die beiden Adeligen das Glamour-Paar der deutschen Po­
litik. Aber wenn die Opposition nun den Verteidigungs­
minister als Staatsschauspieler beschimpft, der die Bun­
deswehr nur als Dekoration benutze und sie vom Kampf 
gegen die Taliban abhalte, dann hat das zum Teil irratio­
nale Züge und verbirgt nur mühsam den Neid auf die ho­
hen Beliebtheitswerte desCSU-Politikers. Was die Op­
position schier zur Weißglut bringt, dürften die Solda­
ten anders sehen. Denn was sie am Hindukusch vermis­
sen, ist das Interesse der Heimat an ihrem gefährlichen 
Job. Kritik aus der Ferne lässt sich leichter abfeu­
ern . . .  Zu Guttenberg muss aber aufpassen, dass er es 
mit der Inszenierung nicht zu weit treibt.“

Ist doch nett, zu Weihnachten!
Die „Pforzheimer Zeitung“ sieht vor allem „eine hüb­
sche Geste zu Weihnachten, die ankommt“:

„Der Verteidigungsminister ist ein Meister der Insze­
nierung. Er weiß, dass ein paar schöne Fotos mit ein 
paar schönen Menschen darauf Wunder wirken fürs 
Image. Inhalte? Viel zu schwer zu verstehen. Die Wahr­
heit über den Afghanistan-Einsatz? Will doch keiner hö­
ren. Stattdessen macht Guttenberg Symbolpolitik: Zu 
Weihnachten ein Truppenbesuch zusammen mit der 
Ehefrau -  eine hübsche Geste, die ankommt.“

Nötig wäre eine nüchterne Afghanistan-Bilanz
„Der neue Tag“ (Weiden) erwartet von Verteidigungs­
minister zu Guttenberg weniger Glamour und „mehr 
ehrliche Afghanistan-Bilanz “:

„ Alle zwei Monate, so die Ankündigung, will der Ver­
teidigungsminister den Soldaten in Afghanistan seine 
Aufwartung machen. Man jiarf gespannt sein, wie er 
sich bei den nächsten Reisen ins Kriegsgebiet in Szene 
setzen will. Stattdessen stünde dem Verteidigungsminis­
ter ein ganz anderer Auftritt gut zu Gesicht: Eine ehrli­
che Bilanz dessen, was die deutschen Soldaten in Afgha­
nistan erreicht haben. Wie viele Aufständische haben 
sie hinter Schloss und Riegel gebracht, wie viele muss­
ten sie töten? Was haben sie zum Wiederaufbau des La 
des beigetragen? Auf eine solche ehrliche Bilanz warte,, 
die Menschen an der Heimatfront bisher vergebens.“

Tacitus, Honecker und die FDP
Die „Berliner Zeitung“ beschäftigt sich mit dem fort­
gesetzten Abstieg der FDP:

„Nicht mal zehn Monate hat es gedauert, bis die FDP 
von der spätrömischen Dekadenz in die spätsozialisti­
sche Ignoranz gerutscht ist -  von Tacitus zu Honecker. 
Die FDP ist wieder dort angekommen, wo sie der alerte 
junge Generalsekretär Westerwelle vor anderthalb Jahr­
zehnten einst vorfand: an der Fünf-Prozent-Hürde. Jetzt 
sollte er sich und seiner Partei den Gefallen tun, im Mai 
nicht wieder als Vorsitzender anzutreten. Dann hätte die 
FDP gut zwei Jahre vor der nächsten Bundestagswahl so 
etwas wie einen Neuanfang geschafft -  und würde jede 
Ähnlichkeit mit der spätsozialistischen DDR ein für alle 
Mal ins Reich der unpassenden Vergleiche verbannen.“
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Öffentlicher 
Dienst fordert 
5 Prozent mehr
rike. BERLIN, 14. Dezember. Die Be­
schäftigten im öffentlichen Dienst der 
Länder sollen 50 Euro mehr im Monat 
bekommen und darüberhinaus ein Plus 
von 3 Prozent. Mit dieser Forderung 
wollen die Gewerkschaften in die Tarif­
runde ziehen. Insgesamt summiere sich 
die Forderung auf 5 Prozent, sagte der 
Vorsitzende der Gewerkschaft Verdi, 

rank Bsirske, am Dienstag in Berlin. 
Ende 2009, also noch in de); Krise, hat­
ten die Gewerkschaften für den öffentli­
chen Dienst von Bund und Kommunen 
ebenfalls 5 Prozent verlangt. „Die ge­
samtwirtschaftliche Lage ist gut“, be­
gründete Bsirske die aktuelle Forde­
rung. Sie trage aber auch der Tatsache 
Rechnung, dass die Finanzlage der Län­
der angespannt sei. „Das ist eine ande­
re Situation als in der Chemischen In­
dustrie.“ Für diese Branche hatte die 
Gewerkschaft IG BCE gerade 6 bis 7 
Prozent mehr Geld gefordert.

Betroffen von der Ländertarifrunde, 
die am 4. Februar beginnt, sind 
585 000 Angestellte, hinzu kommen 
1,1 Millionen Beamte und die Beschäf­
tigten in Hessen und Berlin, deren 
Dienstherren separat verhandeln. Die 
Forderung der Gewerkschaften -  Ver­
di, Beamtenbund, Lehrergewerkschaft 
GEW und Gewerkschaft der Polizei -  
würde die Länderhaushalte mit 3,6 Mil­
liarden Euro im Jahr belasten. Die Län­
der lehnten die Forderung als unrealis­
tisch ab. Neben dem Entgeltplus wol­
len die Gewerkschaften auch einen Bo­
nus für ihre Mitglieder durchsetzen; sie 
sollen etwa mehr Urlaub oder Urlaubs­
geld bekommen. Der derzeitige Tarif­
vertrag läuft Ende des Jahres aus. Für 
den neuen wollen die Gewerkschaften 
eine Laufzeit von 14 Monaten durchset­
zen. Dann könnten sie wieder gleich­
zeitig für Länder, Bund und Kommu­
nen verhandeln. Seit dem Austritt der 
Länder aus der Tarifgemeinschaft, war 
diese Parallelität aufgehoben. Für die 
Gewerkschaften hätten synchrone Ver­
handlungen den Vorteil, dass sie auf 
die Streikmächtigkeit der Kommunal­
arbeiter bauen könnten -  etwa im Nah­
verkehr oder bei der Müllabfuhr. (Kom­
mentar, Seite 18)

Heute
Anwälte wollen 15 Prozent
Deutschlands Rechtsanwälte wollen 
m ehr Geld: Der Deutsche A nwalt­
verein und die Bundesrechtsanwalts­
kam m er verlangen eine Erhöhung 
der gesetzlichen H onorare um  
15 Prozent. Seite 12

Arbeitnehmer an die Macht
Durch den Fachkräftemangel 
verschieben sich die Gewichte 
zwischen Arbeitgebern und 
Beschäftigten. Die Gewerkschaften 
wollen davon profitieren. Seite 13

EZB will ihr Eigenkapital auf mehr 
als 10 Milliarden Euro verdoppeln
EZB-Präsident Trichet für Ausweitung des Europäischen Rettungsfonds

ruh. FRANKFURT, 14. Dezember. Die 
Europäische Zentralbank strebt die Erhö­
hung ihres Eigenkapitals an. Im Umfeld 
der EZB wurden Gerüchte bestätigt, dass 
eine Verdoppelung des Kapitals’ im Ge­
spräch sei. Dies stehe auf der Tagesord­
nung auf dem nächsten EZB-Rat am Don­
nerstag, hieß es. Die Zentralbank, die 
Bundesbank und andere Notenbanken 
des Euro-Systems lehnten einen Kom­
mentar ab. Aus Kreisen der Bundesregie­
rung verlautet, gegen eine Kapitalerhö­
hung sei nichts einzuwenden. „Falls es 
die EZB für nötig hält, das Kapital aufzu­
stocken, dann werden wir es positiv be­
gleiten“, sagte ein hochrangiger Regie­
rungsbeamter. Sie verspreche sich davon 
vermutlich eine Stärkung ihrer Basis, da­
mit die Märkte sähen, dass sie weiter gut 
kapitalisiert sei, auch wenn sie zusätzli­
che Anleihen kaufe. Das formale Verfah­
ren zur Kapitalaufstockung sei noch 
nicht gestartet worden.

„Falls .die EZB Kapital 
aufstocken will, werden wir 
es positiv begleiten.“
Ein hochrangiger Regierungsbeamter

Die Europäische Zentralbank hat 5,8 
Milliarden Euro an Grundkapital, wovon 
rund 4 Milliarden Euro eingezahlt sind. 
Die angestrebte Kapitalerhöhung weckte 
am Dienstag Spekulationen, dass die 
EZB Verluste aus dem Kauf von Staatsan­
leihen befürchtet. Seit Mai hat sie gut 72 
Milliarden Euro für griechische, portugie­
sische, irische und spanische Anleihen 
ausgegeben, um deren Renditen zu drü­
cken. Im Falle des Zahlungsausfalls eines 
oder mehrerer dieser Länder, kämen auf 
die EZB und die nationalen Notenban­
ken des Euro-Systems erhebliche Verlus­
te zu.

Im Umfeld der Notenbanken versuch­
ten die Verantwortlichen am Dienstag 
den Eindruck zu zerstreuen, es bestehe 
ein Zusammenhang zwischen der Kapi­
talerhöhung und den Anleihekäufen. Die 
Gespräche über eine mögliche Kapitaler­
höhung würden schon seit etwa einem 
Jahr geführt. Anlass seien nicht die Anlei­
hekäufe, die erst im Mai dieses Jahres be­
gonnen haben, sondern das Anwachsen 
der Bilanzsumme der EZB über die Jah­
re. Die gesamte Bilanz des Euro-Systems 
ist auf knapp 2000 Milliarden Euro ange­
wachsen, wovon 137 Milliarden Euro auf 
die EZB selbst entfallen, der Rest auf die 
16 nationalen Notenbanken. Das Eigen­
kapital und die offenen Rücklagen des ge­
samten Systems betragen knapp 80 Milli­
arden Euro. Hinzu kommen allerdings 
weitere stille Reserven, zum Beispiel bei 
der Bundesbank aus der Neubewertungs­
reserve für Goldbestände. Diese Rückla­
gen werden für das gesamte System auf 
rund 300 Milliarden Euro geschätzt.

Gleichwohl wird auch in einigen der 
nationalen Notenbanken offenbar ange­
strebt, die Kapitalbasis zu stärken. So be-

Das Kapital der EZB
Deutschland 

Frankreich

Italien

Spanien 8.3

Niederlande

Belgien 2,4
Rest der Euro-Länder

Anteile

Großbritannien 

Rest der EU-Länder ohne Euro
Quelle: EZB F.A.Z.-Grafik Niebel

5,8 Milliarden Euro
Aktuell verfügt die Europäische 
Zentralbank über ein Grundkapi­
tal von 5,8 Milliarden Euro. Weil 
durch die Anleihekäufe Im Volu­
men von bislang 72 Milliarden 
Euro die Risiken gewachsen 
sind, halten einzelne Notenban­
ker eine Aufstockung für nötig. 
Offiziell wollen sich weder die 
EZB noch die nationalen Noten­
banken zu dem Thema äußern. 
Täglich sind sie mit neuen Spe­
kulationen rund um die europäi­
schen Finanzhilfen konfrontiert.

Foto Daniel Pilar

müht sich die österreichische National­
bank um eine Gesetzesänderung. Bis­
lang überweist sie 90 Prozent des Ge­
winns an den Staatshaushalt. Künftig sol­
len es nur „bis zu 90 Prozent“ sein. Auf 
diese will Notenbank-Gouverneur Ewald 
Nowotny die Rücklagen um jährlich 200 
Millionen Euro stärken. „Wir sehen, dass 
die Risiken im Euro-System für die Zen­
tralbanken wachsen, weil wir zusätzliche 
Risiken übernommen haben“, sagte er in 
der vergangenen Woche. „Deshalb brau­
chen wir im gesamten Euro-System eine 
bessere Kapitalbasis der Zentralban­
ken.“

Sollte das Kapital der EZB aufgestockt 
werden, müsste bei einer Verdoppelung 
auf dann rund 11 Milliarden Euro die 
Bundesbank etwa 1 Milliarde Euro der 
Erhöhung tragen. Dieses Geld würde 
dann nicht für die jährliche Gewinnaus­
schüttung an den Bundeshaushalt zur 
Verfügung stehen.

Unterdessen hat sich EZB-Präsident 
Jean-Claude Trichet dafür ausgespro­
chen, den Europäischen Rettungsfonds 
auszuweiten. „Im Bezug auf den Ret­
tungsfonds EFSF kann ich sagen, dass 
wir uns für maximale Flexibilität stark 
m achen  und ich würde auch sagen: maxi­
male Kapazität in punkto Quantität und 
Qualität“, sagte Trichet am Montag­
abend während eines Treffens des Inter­
nationalen Clubs Frankfurter W irt­
schaftsjournalisten. Er antwortete auf 
die Frage, ob der Fonds auch mit dem 
Kauf von Staatsanleihen beauftragt wer­
den sollte. Bisher ist in Europa nur die 
EZB dazu in der Lage. Deutschland lehnt 
eine Erhöhung der Garantien für den Sta­
bilisierungsfonds EFSF ab. Auch ein zu­
sätzliches Mandat zum Kauf von Staats­
anleihen, um im Notfall die Märkte zu sta­
bilisieren, will die Bundesregierung dem 
Fonds nicht geben. (Spanien und Belgien 
zahlen mehr, Seite 19)

Mappus verärgert die Parlamentarier
M inisterpräsident: Vorbehalt beim  ENBW -Geschäft wäre nicht akzeptiert w orden
sup./Kno. STUTTGART/FRANKFURT,

Lanxess kauft von DSM zu
Der Leverkusener Spezialchemie- 
Konzern Lanxess erwirbt das Syn­
thesekautschuk-Geschäft von DSM 
und unterm auert damit seine ehrgei­
zige W achstumsstrategie. Seite 14

Der Audi AI läuft nicht
Audi steuert auf einen Rekord zu. 
Die einzige Enttäuschung ist ausge­
rechnet das Auto, in  das Audi die 
größten Erw artungen gesetzt hat: 
Der neue Kleinwagen A l. Seite 14

Mit Kupfer zum Erfolg
Im Rückenwind der rasant gestiege­
nen Kupferpreise ist die Hamburger 
Aurubis AG durchgestartet. Europas 
größter Kupferkonzern hat den 
Gewinn verdreifacht. Seite 15

Der
Gekränkte
Das Verhältnis ist 
stark abgekühlt: 
Jean-Claude Juncker 
kann nicht m ehr zwi- 

chen Deutschland und Frankreich 
.erm itteln -  er verliert deshalb an 
Bedeutung. Seite 16

Datenschutz im Internet
Datenschützer sollen künftig auch 
Veröffentlichungen im Internet kon­
trollieren. Doch dann werden sie 
zur Zensurbehörde, w arnen Rechts­
anwälte. Recht & Steuern. Seite 21

14. Dezember. Baden-Württembergs Mi­
nisterpräsident Stefan Mappus hat mit 
dem bis zuletzt geheim gehaltenen Kauf 
des 45-Prozent-Anteils am Energieversor­
ger ENBW die Parlamentarier verärgert. 
Zwar stößt das Geschäft, mit dem Mappus 
am Montag vergangener Woche die Öf­
fentlichkeit überrascht hat, grundsätzlich 
auf breite Zustimmung. Allerdings führt 
die Art, wie es abgeschlossen wurde, zu 
Kritik -  denn der Ministerpräsident hat 
über eine Ausgabe in der Größenordnung 
von 5 Milliarden Euro verfügt, ohne das 
Parlament zuvor um Rat zu fragen. Eine 
Vorbehaltsklausel hätte aber der französi­
sche Staatskonzern EDF, der Verkäufer 
des 45-Prozent-Pakets, nicht akzeptiert, 
sagte Mappus. EDF-Chef Henri Proglio 
hätte das Risiko nicht eingehen wollen, 
dass das Geschäft platzt, weil der Landtag 
nicht zustimme.

Mappus beruft sich auf die Landesver­
fassung, wonach der Finanzminister Über­
oder außerplanmäßigen Ausgaben zustim­
men muss, wobei die Zustimmung nur im 
Falle eines „unvorhergesehenen und unab­
weisbaren Bedürfnisses“ erteilt werden 
dürfe. Nachträglich sei die Genehmigung 
des Landtags einzuholen, heißt es in der 
Verfassung. Und der Ministerpräsident 
braucht die Zustimmung zudem, weil der 
Landtag eine Bürgschaft für das Geschäft 
bewilligen muss. Wenn der Beschluss 
nicht gefasst würde, „hätten wir ein gewis­
ses Problem“, räumte Mappus vor der Lan­
despressekonferenz in Stuttgart ein, und: 
einen Plan B habe er nicht. „Es kann nicht 
sein, dass 6 Milliarden Euro Landesgeld

im Feuer stehen und der Landtag nicht dar­
über abstimmen soll“, sagte indes Nils 
Schmid, der Spitzenkandidat der SPD für 
die kommende Landtagswahl.

Die Bürgschaft ist notwendig, weil der 
Kauf der Anteile aus dem EDF-Besitz 
durch eine Anleihe finanziert werden soll, 
für die der Zins deutlich niedriger ist, 
wenn das Land sich verbürgt. Bei einer Pla­
zierung über das Förderinstitut L-Bank 
werde man aktuell weniger als 2,5 Prozent 
Zinsen zahlen müssen. Da die Dividenden-

Bald in Staatsbesitz: Stuttgart 
kauft ENBW-Anteile. Foto ddp

rendite der ENBW absehbar aber höher 
sei, werde der Steuerzahler nicht belastet. 
Diese besondere Situation an den Finanz­
märkten hat Mappus in Zeitdruck ge­
bracht, wie er selbst einräumte: „Eine sol­
che Spanne hat man jetzt, aber in einem 
halben Jahr bestimmt nicht mehr. Wir hat­
ten ein schmales Zeitfenster zu nutzen.“ 

Der Kauf der ENBW-Anteile müsse 
eine Ausnahmesituation bleiben, sagte 
Mappus, fügte aber hinzu: „Einige wenige

öffentliche Güter müssen vom Staat orga­
nisiert werden, darunter Wasser und Ab­
wasser, öffentlicher Nahverkehr und Ener­
gie.“ Für Zündstoff sorgt der Kauf der 
ENBW-Anteile auch, weil die Investment­
bank Morgan Stanley mit der Aushand­
lung betraut wurde. Denn der Deutsch­
land-Chef Dirk Notheis ist ein Freund von 
Mappus. Es dürfe niemandem ein Nach­
teil daraus entstehen, dass er CDU-Mit- 
glied sei oder mit dem Ministerpräsiden­
ten befreundet, sagte Mappus. Die Ent­
scheidung für Morgan Stanley basiere auf 
Sachargumenten, denn die Bank sei schon 
für EDF und ENBW tätig gewesen.

In einem Beitrag für diese Zeitung be­
tont Mappus zudem, dass die Transaktion 
aus seiner Sicht für eine moderne Indus­
triepolitik steht: „Wurde noch vor kurzem 
das Totenglöckchen für die deutsche In­
dustrie geläutet, zieht sie nun Deutsch­
land mit Macht aus der Krise. Wir tun gut 
daran, ihr optimale und vor allem auch sta­
bile Rahmenbedingungen zu bieten.“ Das 
Beispiel ENBW zeige, wie dies gelingen 
könne. „Wir haben gehandelt, bevor Unsi­
cherheit und Spekulationen geblüht ha­
ben.“ Die Forderung, eine solche Transak­
tion öffentlich auszuschreiben, sei „arg 
naiv“. Ein vorzeitiges Bekannt werden hät­
te gravierende Auswirkungen gehabt, zum 
Beispiel an der Börse. Aus Mappus“ Sicht 
hätte es die Transaktion sogar zum Schei­
tern bringen können. „Systemrelevant 
sind mitnichten nur Banken und große 
Konzerne. Industrie, Mittelstand und 
Handwerk und mit ihnen die Bürger müs­
sen sich auf die Energieversorgung verlas­
sen können.“ (Mappus: Es können nicht 
alle in der Abwehr spielen, Seite 12)
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Alles -  außer Kontrolle
Von Stefan Ruhkamp

D ie geplante Kapitalerhöhung 
dürfte für die Europäische Zen­

tralbank peinlich werden. Über M ona­
te bestanden die Notenbanker darauf, 
dass es für die Pleite eines der finanz­
schwachen Euro-Staaten keinen Plan 
B geben müsse. Im Gegenteil, die gan­
ze Stabilisierung werde am Ende so­
gar ein gutes Geschäft, hieß es. Län­
der wie G riechenland und Irland gel­
ten nach dieser Lesart als solvent, 
könnten also ihre Schulden eigentlich 
tragen, wenn nur die Märkte nicht ver­
rückt spielten. Mit ihren Plänen für 
eine Kapitalerhöhung lässt die EZB, 
die seit Mai dieses Jahres für 72 Milli­
arden Euro Staatsanleihen der 
schwächsten Euro-Länder gekauft 
hat, die eigene Argum entation absurd 
erscheinen. Wofür braucht es zusätzli­
ches Kapital, gar eine Verdoppelung, 
wenn doch die Risiken unter Kontrol­
le sind? In W ahrheit ist der Zahlungs­
ausfall eines Euro-Landes längst kein 
unrealistisches Szenario mehr. 
Kommt es dazu, müssten EZB und die 
nationalen Notenbanken große Verlus­
te verkraften. Insofern ist der Plan für 
eine Kapitalerhöhung ein doppeltes 
Eingeständnis. Die Zentralbank sorgt 
vor und m acht öffentlich, wie ernst sie 
das Risiko von Umschuldungen wirk­
lich einschätzt.

Politische Fehler
Von Carsten Knop

E s hätte so einfach sein können: 
D er Rückkauf der A nteile am 

Energiekonzern ENBW, die beim 
staatlichen französischen Stromver­
sorger EDF liegen, ist in Baden-W ürt­
temberg gut angekommen. Die Logik 
erschließt sich schnell. Ordnungspoli­
tiker, die den Staat aus solchen Über­
nahm en heraushalten wollen, wurden 
von M inisterpräsident Stefan Mappus 
mit der Aussicht auf einen Börsen­
gang beruhigt. Doch politisch sind 
Mappus Fehler unterlaufen: Niemals 
hätte er sich den Zustimmungsvorbe­
halt des Parlaments „wegverhandeln“ 
lassen dürfen, gerade weil am  Ja der 
Abgeordneten nie Zweifel bestanden. 
Um die Landesbürgschaft zu bekom­
men, die den niedrigen Zins garan­
tiert, der die Finanzierung der Über­
nahm e attraktiv macht, braucht er das 
Parlam ent ja  ohnehin. An dieser Hür­
de wird Mappus zwar nicht scheitern. 
Die Querelen rund um ENBW sorgen 
nun jedoch dafür, dass ihm das Ge­
schäft vor der W ahl nicht den Schub 
bringt, den er sich erhofft hat. Sollte 
Mappus aber wiedergewählt werden, 
wird der Börsengang zum Lackmus­
test für seine ordnungspolitische Über­
zeugungen. Erste Zweifel an  seiner 
Verlässlichkeit in dieser Hinsicht darf 
man inzwischen auch haben.

ßankenaufsicht ohne Biss
Von Markus Frühauf

E uropas Bankenaufseher lassen 
sich nicht entmutigen: Im Früh­

jah r 2011 wollen sie abermals die W i­
derstandsfähigkeit der europäischen 
Banken gegenüber Krisen prüfen. Das 
Debüt im Sommer, als die sogenann­
ten Stresstests, die seit Jahren zum 
W erkzeugkasten der Regulatoren ge­
hören, erstmals veröffentlicht wur­
den, rechtfertigt aber keine Neuaufla­
ge. Die Hoffnung der europäischen Po­
litik, m ehr Transparenz zu schaffen 
und damit die durch die europäische 
Schuldenkrise aufgerüttelten Märkte 
zu beruhigen, hat sich vier Monate 
später als Trugschluss erwiesen.

Denn das 85 Milliarden Euro schwe­
re Rettungspaket für Irland wurde no t­
wendig, weil der Staat nicht m ehr in 
der Lage war, mit der irischen Banken­
krise fertig zu werden. Im Sommer- 
Stresstest wurden 91 Banken geprüft, 
davon fielen sieben durch. Alle irische 
Banken hatten  den Test bestanden. 
Als Ende November die portugiesi­
sche Notenbank Alarm  schlug, dass 
eine Verschärfung der Schuldenkrise 
die Banken des Landes zu überfor­
dern droht, stand fest: Stresstests ha­
ben ihren Stresstest nicht bestanden. 
D enn auch portugiesischen Banken 
wurde im Sommer eine ausreichende 
Krisenfestigkeit bescheinigt.

Schwachpunkt der alten Stresstests 
waren die von Land zu Land unter­
schiedlichen Prüfungsverfahren. Des­
halb ließen sich die Ergebnisse nicht 
m iteinander vergleichen. Die Europäi­
sche Kommission und mit ihr die Ban­
kenaufseher wollen nun die Prüfun­
gen strenger gestalten. Schließlich 
wird die Europäische Zentralbank 
(EZB) im Anschluss an  die Einzeler­
gebnisse einen eigenen, auf die makro­
ökonomischen Ansteckungsgefahren 
ausgerichteten Test bei den 20 größ­
ten Banken durchführen. Über Einzel­
heiten schweigt sich die EZB aber aus.

Durch einheitliche Rahm enbedin­
gungen kann der Spielraum der natio­
nalen Prüfer eingeengt werden. Zu­
mindest auf organisatorischer Ebene 
besteht die Hoffnung, dass dies in der 
neuen Stresstest-Runde gelingen 
kann. D enn dafür wird nicht m ehr das 
Komitee der europäischen Bankenauf­
seher (Committee of European Ban­
king Supervisors; CEBS) verantw ort­
lich zeichnen, sondern dessen Nach­
folgeorganisation, die European Ban­
king A uthority (EBA). Diese Einrich­
tung hat deutlich m ehr Befugnisse als 
das CEBS. Sie ist eine von drei euro­
päischen Behörden, die Anfang des 
neuen Jahres ihre Arbeit aufnehmen 
werden und für eine schärfere, grenz­
überschreitende Regulierung sorgen 
sollen.

Doch das ändert nichts an der 
grundsätzlichen Kritik: Stresstests 
können eine neue Krise nicht vorweg­
nehm en. Finanzkrisen tauchen dort 
auf, wo sie zunächst nicht vermutet 
werden. Und welcher Aufseher hat an 
Ergebnissen ein Interesse, die vor ei­
ner unterkapitalisierten, nicht krisen­

festen Kreditwirtschaft w arnen? Vor 
diesem Hintergrund und erst recht 
nach dem Fiasko im Sommer kann 
nicht angenom m en werden, dass der 
Markt den neuen Stresstests vertrau­
en wird. Eine Beruhigung der Märkte 
wird so nicht erreicht. Der Ehrgeiz der 
Europäischen Kommission und der 
Bankenaufsehet, es im  neuen Versuch 
besser zu machen, ist löblich, über­
zeugt aber nicht.

Diesmal soll die Krisenfestigkeit 
von Banken nicht nur in der K apital­
ausstattung, sondern auch in der Ver­
fügbarkeit von Liquidität geprüft wer­
den. Es darf gerätselt werden, wie die­
se Tests aussehen sollen. Selbst die im

Stresstests, die viel 
Personal binden, aber 
vom Markt bezweifelt 
werden, sind überflüssig.

Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht 
vereinten Notenbanken und Aufseher 
wissen noch nicht, wie sie den künfti­
gen Liquiditätspuffer definieren sol­
len. Dass sich die europäischen Aufse­
her im Schnellverfahren Zutrauen, 
nun die Zahlungsfähigkeit in Krisen 
prüfen zu können, nährt Zweifel. Der 
Verdacht liegt nahe, dass die Tests 
dann doch zahm definiert werden. 
Sollte es zu einer Umschuldung eines 
Euro-Landes kommen, werden sich 
auch dessen Banken nicht m ehr an 
den internationalen Kapitalmärkten 
refinanzieren können. Doch welcher 
Aufseher wird die Investoren davor 
wirklich warnen wollen? Eine weitere 
Eskalation der Krise wäre dann die 
Folge.

M ehr Vertrauen in das Finanzsys­
tem werden auch die neuen Stress­
tests nicht schaffen. Es wäre besser, 
die Aufseher kehrten zu ihrem  alten 
Verfahren der diskreten Stresstests zu­
rück. Mögliche Schwachstellen lassen 
sich auch so erkennen und beheben. 
Zumal zu vermuten ist, dass auf dem 
diskreten Weg wesentlich härtere Kri­
senszenarien unterstellt werden kön­
nen als in den zur Veröffentlichung be­
stim m ten Stresstests.

Die deutschen Aufseher, also die Fi­
nanzaufsicht Bafin und die Bundes­
bank, haben sich m it ihrer Kritik an 
den Belastbarkeitsprüfungen nicht 
durchsetzen können. Im Sommer hat­
te Bundesbank-Vizepräsident Franz- 
Christoph Zeitler die Stresstests noch 
als außerordentliche M aßnahme be­
zeichnet und sich gegen eine D auer­
einrichtung ausgesprochen. Doch auf 
internationalem  Parkett findet er of­
fenbar wenig Gehör. Öffentliche 
Stresstests, die viel Personal binden, 
aber vom Markt bezweifelt werden, 
sind überflüssig. Erst recht, wenn die 
Regulatoren ihre Resourcen auf die 
Beaufsichtigung der Institute und die 
Umsetzung der neuen W ettbewerbsre­
geln (Basel III) konzentrieren sollten.
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Anwälte fordern 15 Prozent mehr Honorar
Vorstoß von Verband und Kam m er bei Bundesjustizm inisterin Leutheusser-Schnarrenberger

Prognosen sehen Deutschland 
an der Spitze des Wachstums

Andere Rechnung vor Gericht: Die Honorare für außergerichtliche Vergleiche wurden schon erhöht. Foto Ulrich Baumgarten/vario Images

jja. BERLIN, 14. Dezember. Deutsch­
lands Rechtsanwälte wollen mehr Geld: 
Der Deutsche Anwaltverein (DAV) und 
die Bundesrechtsanwaltskammer verlan­
gen, die gesetzlichen Honorare um 15 Pro­
zent zu erhöhen. Die Präsidenten der bei­
den Einrichtungen, Wolfgang Ewer und 
Axel Filges, werden Bundesjustizministe­
rin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 
(FDP) an diesem Donnerstag einen ent­
sprechenden Forderungskatalog überrei­
chen. „16 Jahre nach der letzten Anpas­
sung ist ein solcher Schritt überfällig“, 
sagte Ewer dieser Zeitung.

Dieser Hinweis bezieht sich allerdings 
nur auf die gesetzliche Gebührentabelle 
selbst. Denn vor sechs Jahren löste das 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz die Bun- 
desrechtsanwaltsgebührenordnung ab; 
diese Reform bescherte der Anwaltschaft 
höhere Vergütungen beispielsweise für au­
ßergerichtliche Einigungen. Davon habe 
jedoch nur ein kleiner Teil der Branche 
profitiert, argumentieren die Standesver­
treter. Wenig gebracht habe dies hinge­
gen für jene Anwälte, die vor allem vor 
Gericht auf träten, ferner im Familien­
recht, privaten Baurecht und Medizin­
recht. Die damalige Streichung einer spe­
ziellen Gebühr für Beweisaufnahmen 
habe sogar zu Einbußen geführt.

DAV und Kammer pochen nun sowohl 
auf eine lineare Anhebung wie auch auf 
Veränderungen in Einzelpunkten. Beides 
zusammen soll 15 Prozent mehr in die 
Kanzleikassen spülen. So sollen die Kilo­
meterpauschale und die „Abwesenheits­
gelder“ für Advokaten erhöht werden, die 
einen Termin vor Gericht oder mit einem 
Mandanten wahrnehmen. Wenn der 
Staat das Honorar schuldet („Prozesskos­
ten-“ und „Verfahrenskostenhilfe“ für Be­
dürftige) und es zu spät auszahlt, soll der 
Betrag verzinst werden. Besser gestellt 
werden sollen auch Anwälte, die vor Sozi­
algerichten tätig werden oder Asylbewer­
ber vertreten. Hinzu kommen etliche wei­
tere Detailvorschläge für Änderungen im 
Kostenrecht, das selbst in Anwaltskreisen 
als unübersichtlich gilt.

„Eine funktionsfähige Rechtspflege ist 
nur mit einer leistungsstarken und qualifi­
zierten Anwaltschaft denkbar“, wirbt 
DAV-Präsident Ewer für sein Anliegen.

Irland blockiert 
Boni für Banker
theu. LONDON, 14. Dezember. Der iri­
sche Finanzminister Brian Lenihan hat 
der angeschlagenen Allied Irish Banks 
(ALB) verboten, Mitarbeiter-Boni in Höhe 
von rund 40 Millionen Euro rückwirkend 
auszuzahlen. Lenihan habe in einem 
Schreiben an den Vorstand gedroht, die in­
zwischen mehrheitlich dem Staat gehören­
de zweitgrößte irische Bank werde drin­
gend benötigte weitere Hilfen nicht erhal­
ten, falls sie die Prämien ausschütte, teilte 
die AIB mit. „Ich werde nicht das Geld der 
Steuerzahler für Boni ausgeben“, erklärte 
Lenihan im Radiosender RTE. „Der Vor­
stand begrüßt das Einschreiten des Minis­
ters sehr“, sagte AIB-Chef David Hodgkin- 
son, der noch Ende vergangener Woche ar­
gumentiert hatte, der Finanzkonzern sei 
aus rechtlichen Gründen gezwungen, die 
ausstehenden Bonuszahlungen von 40 Mil­
lionen Euro für das Jahr 2008 zu leisten. 
Der Streit um das Geld schwelt schon seit 
Monaten. Ein AIB-Banker hatte vor dem 
londoner High Court seine Prämie für 
2008 erfolgreich eingeklagt. Juristen be­
zweifeln deshalb, dass Lenihans Verbot 
nach jetziger Rechtslage zulässig ist. Der 
Finanzminister kündigte allerdings eine 
rasche Gesetzesänderung an. Vergangene 
Woche hat die Regierung in Dublin, die 
bis zu 85 Milliarden Euro für die Rettung 
der irischen Banken aufwendet, bereits 
eine Sondersteuer von 90 Prozent auf Ban- 
ker-Boni in Aussicht gestellt.

Die Zunft beruft sich außerdem darauf, 
dass gesetzlich festgesetzte Gebühren 
Transparenz für die Nachfragerseite schü­
fen, insbesondere für Verbraucher. Im eu­
ropäischen Vergleich sei Rechtsrat in Län­
dern ohne ein gesetzliches Vergütungssys­
tem wesentlich teurer.

Ressortchefin Leutheusser-Schnarren­
berger hat allerdings ohnehin Wohlwol­
len für das Anliegen der Advokaten signa­
lisiert. Als Hemmschuh gelten dagegen 
die Bundesländer, aus deren ohnehin 
klammen Haushalten die Prozesskosten- 
und Verfahrenskostenhilfe gezahlt wer­
den. Überdies ist der Anwendungsbereich 
der Gesetzesvorschriften begrenzt: Wer 
seinen Anwalt selbst bezahlen kann, darf 
ein höheres Honorar mit ihm vereinba­
ren. Wenn er den Rechtsstreit gewinnt,

cbu. ERFURT, 14. Dezember. Das Bundes­
arbeitsgericht hat am Dienstag eine 
Grundsatzentscheidung gefällt, die weit­
reichende Folgen für viele der in Deutsch­
land tätigen Zeitarbeitsunternehmen ha­
ben könnte. Die Erfurter Bundesrichter 
entschieden, dass die Tarifgemeinschaft 
Christlicher Gewerkschaften für Zeitar­
beit und Personalserviceagenturen 
(CGZP) nicht tariffähig ist. Damit sind 
alle schon geschlossenen Tarifverträge un­
wirksam. Derzeit ist allerdings noch un­
klar, ob die Entscheidung auch rückwir­
kend gilt.

Der Tarifpartner der CGZP, der Arbeit­
geberverband Mittelständischer Personal­
dienstleister (AMP), hatte in der mündli­
chen Verhandlung zuvor vor einschneide- 
nen Konsequenzen einer solchen Ent­
scheidung gewarnt. „Es geht um die Exis­
tenz von Tausenden Zeitarbeitsfirmen, ih­
ren Kunden und den Mitarbeitern“, beton­
te der AMP-Rechtsanwalt Mark Lembke 
von der Kanzlei Greenfort. Sollte es tat­
sächlich zu den befürchteten Nachforde­
rungen der Sozialkassen in Milliardenhö­
he kommen, würde eine Pleitewelle so­
wohl auf die Zeitarbeitsfirmen als auch 
auf viele Kunden zurollen, warnte er.

Nach Angaben der IG Metall könnten 
für die vergangenen vier Jahre Nachzah­
lungen in Höhe von jeweils 500 Millionen 
Euro pro Jahr fällig werden, wenn die Er-

muss ihm der Gegner allerdings nur die 
im Vergütungsgesetz vorgesehenen Ge­
bührensätze erstatten. Anwaltspräsident 
Ewer droht denn auch damit, dass sich im­
mer mehr Anwälte aus dem Gebührensys­
tem verabschieden und nur noch nach 
Stundensätzen abrechnen. „Daran kann 
niemand ein Interesse haben, denn es 
geht auch um den Zugang zum Recht für 
die Bürger.“

Eine Studie des Soldan-Instituts für An­
waltsmanagement ergab allerdings im 
Frühjahr: Wer einen Titel als Fachanwalt 
erwirbt, kann seine Einnahmen um durch­
schnittlich 43 Prozent steigern. Eine Lang­
zeituntersuchung des Instituts für freie Be­
rufe in Nürnberg zeichnete zudem vor ei­
nem Jahr ein sehr gemischtes Bild über 
die wirtschaftliche Lage der Branche.

furter Richter der CGZP die Tariffähig­
keit absprächen. In der Konsequenz wä­
ren alle schon geschlossenen Vereinba­
rungen unwirksam und die Betroffenen 
Leiharbeitnehmer könnten mit einem 
Schlag Anspruch auf den gleichen Lohn 
wie die beim Entleiher beschäftigte 
Stammbelegschaft haben -  und die Sozial­
kassen demzufolge Anspruch auf höhere 
Sozialabgaben. „Mit diesem Verfahren be­
treten wir absolutes Neuland“, unter­
strich die Präsidentin des Bundesarbeits­
gerichts Ingrid Schmidt, die zugleich dem 
zuständigen Ersten Senat vorsitzt. In den 
vergangenen sechzig Jahren habe es noch 
nie eine Spitzenorganisation gegeben, die 
im eigenen Namen Tarifverträge abge­
schlossen habe (Az.: 1 ABR 19/10).

Das Verfahren birgt schon deshalb Bri­
sanz, weil sich dort mit der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi und 
den Christlichen Gewerkschaften zwei 
Arbeitnehmerorganisationen gegenüber­
stehen, die jeweils von ihrer Tarifvertrags­
partei auf Arbeitgeberseite unterstützt 
werden. Deshalb kam es am Dienstag zu 
der ungewöhnlichen Paarung CGZP und 
AMP sowie Verdi und das Land Berlin. 
Darüber hinaus sind noch acht weitere 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbän­
de sowie das Bundesarbeitsministerium 
an dem Gerichtsverfahren beteiligt. Verdi 
und das Land Berlin sprechen der CGZP,

Demnach verdienen selbständige Anwäl­
te in den alten Bundesländern immer 
noch am besten; ihre Einkünfte haben 
sich aber leicht negativ entwickelt. In Ex­
tremfällen haben Gerichte auch schon 
das Gehalt von angestellten Anwälten in 
Kanzleien als zu niedrig und daher „sit­
tenwidrig“ eingestuft. Der Zuwachs auf 
dem Beratermarkt hat sich unterdessen 
deutlich verlangsamt; die Zahl der zuge­
lassenen Anwälte liegt mittlerweile bei 
rund 155 000. Etwa ein Drittel davon übt 
freilich im Hauptberuf eine andere Tätig­
keit aus, etwa als Syndikus in einem Ver­
band oder Unternehmen. Nicht sicher ist 
schließlich, ob der Europäische Gerichts­
hof die von der Europäischen Kommissi­
on kritisch beäugten Mindestgebühren 
auch in Deutschland billigen würde.

die „soziale Mächtigkeit“ ab, die eine Ge­
werkschaft braucht, um Tarifforderungen 
durchsetzen zu können. Seit ihrer Grün­
dung im Dezember 2002 hätten die Christ­
lichen Gewerkschaften auf dem Rücken 
der Zeitarbeitnehmer „Gefälligkeitstarif- 
verträge“ mit den Arbeitgeber abgeschlos­
sen. CGZP argumentiert hingegen, den 
großen Gewerkschaften gehe es um die 
Ausschaltung eines unliebsamen Konkur­
renten, an der sich das Land Berlin „aus 
politischen Gründen“ beteilige. Von den 
rund 760 000 Zeitarbeitnehmern, die im 
Jahr 2008 in Deutschland durchschnitt­
lich beschäftigt waren, vertrat die kleine 
Konkurrenzgewerkschaft gerade einmal 
1383 Mitglieder. Allerdings wird in vielen 
Arbeitsverträgen auf die Tarifabschlüsse 
der CGZP Bezug genommen.

AMP-Vertreter Lembke argumentierte, 
die soziale Mächtigkeit der Gewerkschaft 
ergebe sich schon aus dem Grundsatz der 
gleichen Entlohnung („Equal Pay“) von 
Leiharbeitnehmern und der Stammbeleg­
schaft. Davon kann dem Arbeitnehmer­
überlassungsgesetz zufolge nur durch Ta­
rifvertrag abgewichen werden. A s Druck­
mittel könnte die Gewerkschaft sich des­
halb darauf zurückziehen, im Streitfall 
keine Vereinbarung abzuschließen. Dies 
konterte die Gegenseite mit dem A gu- 
ment, dass dies auf eine „Mächtigkeit 
durch Unterlassen“ hinausliefe.

Tarifverträge in der Zeitarbeit aberkannt
Bundesarbeitsgericht fällt Grundsatzentscheidung über die Tariffähigkeit der CGZP

Kiel Economics hält Vollbeschäftigung für möglich
ppl. FRANKFURT, 14. Dezember. Auch 
im kommenden Jahr wird die deutsche 
Wirtschaft kräftig wachsen. Das Münch­
ner Ifo-Institut erwartet nach 3,7 Pro­
zent in diesem Jahr für 2011 ein reales 
Wirtschaftswachstum von 2,4 Prozent. 
Das Institut Kiel Economics prognosti­
ziert einen überaus starken Anstieg von 
3,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP). Dies geht aus den am Dienstag 
vorgestellten Konjunkturprognosen der 
beiden Institute hervor. Für den Zeit­
raum 2011 bis 2015 haben die Kieler 
Ökonomen um Carsten-Patrick Meier 
ein Szenario mit dem Titel „Die fetten 
Jahre“ entworfen, das sie für das wahr­
scheinlichste halten. Demnach könnte 
bis 2015 die Abeitslosenzahl unter zwei 
Millionen sinken. Damit wäre nach gän­
giger Definition Vollbeschäftigung er­
reicht. Die Staatsschuldenquote würde 
von 2013 an sinken und 2015 mit 66 Pro­
zent vom BIP sogar unter das Niveau vor 
der Krise fallen.

Das Ifo-Institut hält sich mit solchen 
längerfristigen Aussagen zurück. Für 
das kommende Jahr sieht es „alle Kon­
junkturampeln auf Grün“. Ifo-Präsident 
Hans-Werner Sinn sagte, die Konjunk­
tur sei so schön, wie man sie sich nur 
wünschen könne. Die Impulse kämen zu­
nehmend aus dem Inland. Der Außen­
handel habe 2010 schon nur noch ein 
Viertel des Wachstums gebracht. Im 
nächsten Jahr kämen bis zu 90 Prozent 
des Wachstums von der stärkeren Bin­
nennachfrage. Vor allem die Investitio­
nen legten wegen der auf historische 
Sicht sehr niedrigen Zinsen zu -  um fast 
5 Prozent im kommenden Jahr. Dies sei 
auch eine Folge der Euro-Krise, die das 
Risiko von Investitionen in den Ländern 
der Euro-Peripherie sichtbar gemacht 
und damit den Kapitalexport aus 
Deutschland verringert habe. Für den 
Euro-Raum insgesamt sieht das Ifo-Insti­
tut nur 1,4 Prozent Wachstum in 2011.

„Nach Jahren der Flaute ist Deutsch­
land die Lokomotive der Erholung im 
Euro-Raum“, sagte Sinn. Die A beitslo­
senzahl wird 2011 nach der Ifo-Progno- 
se um rund 300 000 auf durchschnittlich 
2,94 Millionen sinken. Das staatliche De­
fizit werde mit 2,3 Prozent vom BIP wie­
der unter der Maastricht-Grenze liegen. 
Alerdings warnt das Ifo-Institut, dass

die Staatsschuldenkrise der Peripherie­
länder die Erholung schädigen könne. 
Sollte der Euro-Krisenmechanismus in 
eine „Vollkaskoversicherung ohne 
Selbstbehalt ausarten“, würde dies den 
deutschen Zinsvorteil wieder nehmen. 
Sinn forderte eindringlich, bei Hilfen für 
überschuldete Euro-Staaten die Gläubi­
ger zu beteiligen. Geeignet seien Ab­
schläge („Haircuts“) auf die Forderun­
gen von 20 bis 50 Prozent.

Das Institut Kiel Economics, das der, 
Institut für Weltwirtschaft nahesteht, be­
gründet seine Prognose einer längerfris­
tig sehr günstigen Entwicklung der deut­
schen Wirtschaft mit der Kombination 
aus inländischen Reformen und starkem 
weltwirtschaftlichen Wachstum. Die Un­
ternehmen seien so wettbewerbsfähig, 
dass sie mehr A beitskräfte einstellen 
wollten. Jenseits des optimistischen 
Hauptszenarios sieht aber auch Meier er­
hebliche Risiken. So könnte zum einen 
die Konjunktur völlig überhitzen, dies 
würde auch die Inflation anheben. Es 
könnte aber auch eine „Normalisie­
rung“ mit ruhigerem Tempo eintreten, 
sodass die BIP-Prognose auf 2,2 Prozent 
falle. Mit diesen unterschiedlichen Sze­
narien reagieren die Konjunkturfor­
scher auf Kritik an Punktprognosen. 
Nach Rechnung des Ifo-Instituts liegt 
das Wachstum mit zwei Drittel Wahr­
scheinlichkeit in dem Band zwischen 
1,4 und 3,4 Prozent.

Starkes Wachstum
Prognostizierte Veränderung des 
Bruttoinlandsprodukts zum Vorjahr (in Prozent)

Quellen: Ifo-Institut; Kiel Economics F.A.Z.-Grafik Walter

China will Freihandel mit Indien
Ministerpräsident Wen trifft auf Vorbehalte in Neu-Delhi
che. SYDNEY, 14. Dezember. Die bei­
den bevölkerungsreichsten Länder der 
Erde wollen Gespräche über Freihandel 
aufnehmen. Chinas Ministerpräsident 
Wen Jiabao will das Thema während ei­
nes Besuchs in der indischen Hauptstadt 
Neu-Delhi ansprechen, der an diesem 
Mittwoch beginnt. „Ein Freihandelsab­
kommen ist die nächste Stufe. Wir hof­
fen, wir können den Prozess nun ansto­
ßen“, sagte Chinas Botschafter in In­
dien, Zhang Yan.

Das Handelsvolumen der beiden gro­
ßen aufstrebenden Staaten Asiens sollte 
im nächsten Jahr die Größenordnung 
von 60 Milliarden Dollar übertreffen -  
30 mal so viel wie im Jahr 2000. Zu­
gleich aber ist Indiens Handelsdefizit 
mit China von rund 1 Milliarde Dollar 
im Fiskaljahr 2002 auf 16 Milliarden 
Dollar im Jahr 2008 angeschwollen. In 
Indien herrscht die Sorge vor, China 
überschwemme das Land mit Billigpro­
dukten. Deshalb geben A alysten  den 
von China erhofften Gesprächen wenig 
Chancen. Zudem herrscht in Neu-Delhi 
immer noch weitgehendes Misstrauen 
den Chinesen gegenüber. Es geht auch 
auf den Grenzkrieg von 1962 und die 
Konflikte um Tibet, Kashmir und die

Aufrüstung von Indiens Erzfeind Paki­
stan durch die Chinesen zurück. In A ri- 
ka und Teilen Asiens konkurrieren Chi­
na und Indien um Rohstoffvorkommen. 
Die Inder sind zugleich in Sorge, weil 
ihre Ausfuhr zu 60 Prozent aus Rohstof­
fen und Rohmaterialien besteht, wäh­
rend China vor allem Produkte mit ho­
her Wertschöpfung wie Maschinen oder 
Elektronik ausführt.

Wen wird von einer vielköpfigen Wirt­
schaftsdelegation begleitet. Mehrere Ab­
kommen sollen unterzeichnet werden, 
unter anderem für den Verkauf von Kraft­
werkstechnik durch Shanghai Electric 
Group an die indische Reliance im Wert 
von mehr als 8 Milliarden Dollar. Der­
zeit wird darüber spekuliert, ob auch erst­
mals einer chinesischen Bank der Markt­
eintritt in Indien gestattet werden wird. 
Besonders interessiert ist Indien an chi­
nesischer Hilfe für den Aufbau seiner In­
frastruktur -  dies aber sollte nicht so 
weit gehen, dass China etwa ganze Hä­
fen entwickelte, wie in den Nachbarlän­
dern Indiens üblich. „Ich sehe schon, 
dass das Verhältnis zwischen China und 
Indien sehr zerbrechlich ist. Es kann 
leicht beschädigt werden und ist dann 
schwer zu reparieren“, sagte Zhang.

Standpunkt: Stefan Mappus

Es können nicht alle in der Abwehr spielen
W urde noch vor kurzem das Toten­

glöckchen für die deutsche In­
dustrie geläutet, zieht sie nun 

Deutschland mit Macht aus der Krise. 
Wir tun gut daran, ihr optimale und vor 
allem auch stabile Rahmenbedingungen 
zu bieten. Sie verdient eine moderne In­
dustriepolitik.

Das Beispiel EnBW zeigt, wie dies ge­
lingen kann. Die Energieversorgung ist 
ein Herzstück der Infrastruktur unseres 
Landes. Es konnte uns nicht egal sein, 
welchen Eignern dieses Unternehmen 
nach Auslaufen der Aktionärsvereinba­
rung der beiden Großaktionäre OEW 
und EDF gehört hätte. Deshalb haben 
wir gehandelt und den A te i l  der franzö­
sischen EDF an der EnBW für eine Über­
gangszeit erworben.

Wir haben gehandelt, bevor Unsicher­
heiten und Spekulationen geblüht hät­
ten. Die Forderung, eine solcheTransakti- 
on öffentlich auszuschreiben, ist arg 
naiv. Natürlich haben wir diskret verhan­
deln müssen und diskret verhandelt. Ein 
vorzeitiges Bekanntwerden hätte gravie­
rende Auswirkungen gehabt, zum Bei­
spiel an der Börse; es hätte die Transakti­
on sogar zum Scheitern bringen können. 
Mit allen Folgen für das Unternehmen, 
seine 20 000 Mitarbeiter und sogar die 6 
Millionen Kunden. Wie üblich haben wir 
-  um den Kauf technisch und rechtlich zu

realisieren -  die Unterstützung einer 
fachlich ausgewiesenen Kanzlei und ei­
nes renommierten Bankhauses in A -  
spruch genommen. Dieses Institut kennt 
die EDF wie kein zweites. Sie hat die 
EDF teilprivatisiert und an die Börse ge­
bracht. Hätten wir eine Investmentbank 
nehmen sollen mit weniger Expertise, 
nur weil der Vorstandsvorsitzende Dirk 
Notheis der CDU angehört? Mit mir je­
denfalls nicht! Wir haben die Aufträge

Stefan Mappus ist
M inisterpräsident des Landes 
Baden-W ürttemberg

im Einklang mit europäischen und natio­
nalen Rechtsvorschriften vergeben.

Der Kauf ist kein A t  der Verstaatli­
chung. Das Land wurde vorsorglich ak­
tiv, um sein standortpolitisches Interesse 
zu wahren. Wir wollen eine gesunde, soli­

de und tragfähige Eigentümerstruktur. 
Gerade die Stadtwerke wollen wir auf die­
sem Weg mitnehmen. Ihnen bietet sich 
die Chance, gemeinsam mit der EnBW 
die Potenziale einer dezentralen und re­
generativen Energieerzeugung besser zu 
nutzen.

Wir alle sind stolz, dass wir in Deutsch­
land eine innovative und hochproduktive 
Industrie haben. Wir sind alle froh, dass 
die Bänder wieder laufen und die „Schaf­
fer“ im Land endlich wieder anpacken 
können. Das zeitweise in Mode gekom­
mene Gerede davon, dass Industrie von 
gestern sei, dass unsere Industrie an den 
Märkten vorbei produziere und den tech­
nologischen Wandel versäumt hätte, ist 
klar widerlegt. Eine starke, innovative 
und wettbewerbsfähige Industrie ist 
durch nichts zu ersetzen.

Deshalb tun wir t daran, unserer Indus­
trie die Rahmenbedingungen zu bieten, 
die sie verdient. Dazu zählen eine sichere 
und bezahlbare Energieversorgung eben­
so wie eine gute und schnelle Verkehrsin­
frastruktur. Wie verwundbar wir sein 
können, wenn unsere Energieversorgung 
zu stark vom Ausland abhängt, haben 
wir im Winter 2008/2009 während des 
sechstägigen Lieferstopps infolge des 
Gasstreits zwischen Russland und der 
Ukraine erkennen können.

Systemrelevant sind mitnichten nur 
Banken und große Konzerne. Systemrele­

vant ist auch die Energiewirtschaft. In­
dustrie, Mittelstand und Handwerk und 
mit ihnen die Bürger müssen sich auf die 
Energieversorgung verlassen können.

Gerade im Südwesten, der von einem 
armen Agrarland im 19. Jahrhundert zu 
einer der führenden Hochtechnologie-Re­
gionen Europas auf-gestiegen ist, haben 
wir nicht vergessen, wie wichtig eine 
gute Infrastruktur ist. Denn erst durch 
die Verkehrserschließung hatte der Süd­
westen -  im wahrsten Sinne des Wortes -  
A sch luss gefunden. Wachstum braucht 
Wege.

Daher mag es erfreulich sein, wenn 
mancher Zeitgenosse mit Blick auf Stutt­
gart 21 für sich sagen kann, es komme 
ihm im Zug von Stuttgart nach München 
auf eine halbe Stunde mehr oder weniger 
nicht an. Letztendlich kann diese Hal­
tung aber nicht die Grundlage für eine 
auf die Zukunft ausgerichtete Politik 
sein.

Ich bin fest davon überzeugt, dass eine 
moderne, innovationsorientierte Indus­
triepolitik und eine leistungsfähige Um­
weltindustrie zur großen Stärke unseres 
Landes werden können. Daran werden 
wir arbeiten, wobei wir auch Mut brau­
chen, um auf globalen Märkten erfolg­
reich zu bestehen. Oder, wie Lothar 
Späth, einer meiner Amtsvorgänger, sag­
te: „Es können nicht alle in der Abwehr 
spielen.“

Deutsches Geld für 
Windpark in Afrika
hap. FRANKFURT, 14. Dezember. 
Deutschland finanziert den größten 
Windpark A rikas mit. Die KfW Ent­
wicklungsbank hat im Auftrag des Bun­
desministeriums für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Entwicklung mit 
Ägypten · einen Finanzierungsvertrag 
über ein Darlehen in Höhe von 192 Mil­
lionen Euro unterzeichnet. Das Darle­
hen dient der Finanzierung des Wind­
parks „Golf von el Zayt“ am Roten Meer 
mit einer Leistung von 200 Megawatt. 
Die .gesamten Projektkosten liegen nach 
Angaben der KfW bei 340 Millionen 
Euro. Deutschland stellt mit dem Darle­
hen demnach den größten Teil der Fi­
nanzierung. Weitere Beiträge kommen 
von der Europäischen Kommission (30 
Millionen Euro Zuschuss) und der Euro­
päischen Investitionsbank (50 Millionen 
Euro Darlehen). Der Eigenbeitrag Ägyp­
tens beträgt 68,5 Millionen Euro. „Der 
Windpark wird eine wirtschaftlich effi­
ziente und ökologisch sinnvoll erzeugte 
Stromproduktion ermöglichen“, begrün­
det KfW-Vorstand Norbert Kloppen- 
burg das Engagement. Darüber hinaus 
sei das Ziel, die wachsenden Energiebe­
dürfnisse Ägyptens zu befriedigen und 
dabei einen Beitrag zum Klimaschutz 
zu leisten. Gleichzeitig werde ein wichti­
ger Baustein gelegt, um die Vision von 
Desertec, die Produktion von sauberem 
Strom aus der Wüste, Wirklichkeit wer­
den zu lassen.

Streikwelle in 
Griechenland
ATHEN, 14. Dezember (dpa-AFX). Die 
vorweihnachtliche Streikwelle in Grie­
chenland erreicht einen neuen Höhe­
punkt: Wegen eines 24-stündigen 
Streiks der Bus- und U-Bahnfahrer 
brach in der Hauptstadt Athen am 
Dienstag der Verkehr für mehrere Stun­
den zusammen. Zehntausende versuch­
ten mit ihren Privatautos zur A b e it zu 
kommen. Äuf den Zufahrtsstraßen ent­
standen dabei noch nie dagewesene 
Staus, wie das Fernsehen berichtete. 
Tausende Menschen kamen zu spät zur 
A beit. Am Mittwoch dürfte sich die 
Lage weiter zuspitzen. Wie die Flugg 
Seilschaften mitteilten, fallen wegen ei­
nes Streiks der Fluglotsen alle Flüge 
aus. Die griechische Presse spricht von 
einem „vorweihnachtlichen Streikmara­
thon“ und einem „Härtetest“ für die Re­
gierung. Alle öffentlichen Verkehrsmit­
tel sollen auch am Donnerstag in Athen 
bestreikt werden. Tausende A beitneh- 
mer demonstrierten am Dienstag vor 
dem griechischen Parlament gegen die 
Sparpolitik der Regierung unter Minis­
terpräsident Giorgos Papandreou. Am 
Mittwoch wollen sich außer den Fluglot­
sen auch Staatsbedienstete und Ange­
stellte öffentlich-rechtlicher Unterneh­
men sowie Bankangestellte, Rechtsan­
wälte und Ingenieure dem Streik an­
schließen. Aus Piräus wird keine Fähre 
auslaufen.


